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Vorwort 



Die Schrift, welche ich hiermit der Oeffentlichkeit 
übergebe, dankt ihre Entstehung der Abhandlung Rubds 
über den sog. Zeugnisszwang. Diese Abhandlung hat in 
der Tagespresse, abgesehen von rühmlichen Ausnahmen, 
in einer Weise Beifall gefunden, die geradezu unbegreiflich 
ist, man müsste denn annehmen, dass die Zeitungen da- 
mals von Strohmännern redigirt wurden. Es wäre eine 
dankbare und dankenswerthe Aufgabe, wenn zum Nutzen 
und Frommen der Tagespresse eine Blüthenlese von den 
Aufsätzen, welche im Jahre 1877 über den Zeugnisszwang 
erschienen sind, zusammengestellt würde. Ohne auch nur 
den Thatbestand genau zu kennen — ich erinnere nament- 
lich an die unsaubere Löbauer Afifaire — erhob man die 
ärgsten Vorwürfe gegen den preussischen Richterstand 
und gegen die Rechtssprechung des Ober -Tribunals. 

Meine Schrift ist keine Rechtfertigung der preussi- 
schen Praxis über den Zeugnisszwang; eine solche war 
nicht nöthig. Ich wollte zunächst Rubo abfertigen, da 
dies Kayser in seinem in der „Gegenwart" veröffentlichten 
Aufsatze nur theilweise gethan hat. Bei der Wichtigkeit 
des Gegenstandes schien es mir aber nicht unpassend zu 
sein, schon jetzt den Zeugnisszwang nach den deutschen 
Justiz- Gesetzen darzustellen. Da das Reichspressgesetz zu 
Gunsten der Tagespresse in der nächsten Zeit kaum 
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geändert wird, die Justiz- Gesetze wol noch nicht geändert 
werden können, so scheint es m. E. das beste zu sein, 
wenn die Tagespresse ihre fortwährenden Agitationen 
pro domo einstellt. In grossen Kreisen finden sie ja doch 
kein Echo. 

Ich bezeichne diese Schrift ausdrücklich als eine 
Skizze des Rechtszustandes nach den Justiz- Gesetzen ; 
manches hätte vielleicht noch erwähnt, manches ausführ- 
licher dargestellt werden müssen. Ich hoffe aber wenig- 
stens einige Irrthümer beseitigt und «inen Beitrag zur 
Interpretation der Justiz «Gesetze geliefert zu haben. Weiter 
woUte ich nichts. Möchte dies von der Kritik anerkannt 
werden. 



A. Dochow. 
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I. 

Die Zeugnisspflicht umfasst die Pflicht, auf Er- 
fordern vor einer Behörde zu erscheinen, eine Aussage 
zu machen und die Wahrheit derselben durch Eid oder 
was der Ableistung eines Eides gesetzlich gleich geachtet 
ist zu bekräftigen. Eine solche Pflicht ist in allen Gesetz- 
gebungen anerkannt, weil Zeugnisse zur Aufrechthaltung 
der Rechtsordnung unentbehrlich sind. Auch überlässt 
der Staat die Erfüllung der Zeugnisspflicht nicht dem Be- 
lieben des Zeugen, sondern wendet Massregeln an, wenn 
die Erfüllung ohne gesetzlichen Grund verweigert wird. 
Die Massregeln sind verschieden, je nachdem es sich nur 
um das Erscheinen oder um die Aussage beziehungsweise 
Eidesleistung des Zeugen handelt. Wird schlechthin von 
Zeugnisszwang gesprochen, so versteht man darunter 
besonders die staatlichen Massregeln, welche bei Ver- 
weigerung der Aussage oder der Eidesleistung anzu- 
wenden sind. 

Ueber die Natur und den Umfang der im Falle der 
Zeugniss Verweigerung*) anzuwendenden Massregeln ist bis 
in die neueste Zeit hinein lebhaft gestritten worden. 
Trotzdem ist die Frage noch nicht endgiltig erledigt, ob 
der Staat nur Zwangsmittel gebrauchen soll, um den 



*) Da Verweigerung der Aussage und der Eidesleistung gleich 
behandelt werden, so werde ich der Kürze wegen in der Regel nur 
von Verweigerung des Zeugnisses sprechen. 

Dochow, Zeugnisszwang. 1 
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Willen des Zeugen zu brechen, oder ob der Ungehorsam, 
der sich in der Verweigerung des Zeugnisses ausspricht, als 
strafbare Handlung zu charakterisiren. Dass die Zwangs- 
mittel beschränkt sein müssen, wird de lege ferenda heute 
nicht mehr bestritten. Von diesen beiden Auffassungen 
ist m. E. die zweite die richtigere; nur wenn man 
diese den gesetzlichen Bestimmungen zu Grunde legt, ist 
es möglich, alle Fälle zu treffen. In den jetzt geltenden 
deutschen Strafprocessordnungen *) finden sich nicht nur 
beide Auffassungen, sondern daneben noch eine dritte, 
die in einer Combinirung der beiden ersteren besteht. 
Dieser dritten Ansicht hat sich die deutsche St.-P.-O. 
vom I. Februar 1877 cUigeschlossen , während die 
österreichische St.-P.-0. vom 23. Mai 1873 nur Zwangs- 
mittel, nicht Strafen gegen ungehorsame Zeugen kennt. **) 
Welche Auffassung man auch zu Grunde legen mag, 
es müssen dieselben JVLittel benutzt werden : Zahlung von 
Geldsummen oder Entziehung der persönlichen Freiheit des 
Zeugen. Dieser Umstand ist die Veranlassung zu vielen Irr- 
thümern in der Lehre vqm Zeugnisszwange gewesen, die zu 
vermeiden waren, wenn man für die Verschiedenheit der 
Begriffe auch verschiedene Ausdrücke gewählt hätte. Es 
ist das oft nicht beachtet; allein selbst wo die gegen 
Zeugen zulässigen Zwangsmittel mit Unrecht als Strafen 
bezeichnet werden, scheint es doch selbstverständlich, 
dass hierauf nicht die Grundsätze über die Geld- und 
Freiheitsstrafen z. B. hinsichtlich der Höhe, der Um- 
wandlung, der Vollstreckung u. s. w. ohne weiteres An- 



*) Die Bestimmungen, welche die deutschen Strafprocessordnungen 
über den Zeugnisszwang enthalten, sind abgedruckt in den Motiven zu 
den Entwürfen einer deutschen Str.-P.-O» 

**) Vgl. Ulimann y Österreich. Strafprocessrecht , S. 398 f» und 
Wahlbergy Die Gehorsamfrage in der Strafprocessordnung in Grünhufs 
Zeitschr. für d. Privat- und öffentliche Recht, Bd. I (1874) besonders 
S. 171 ff. 
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Wendung finden können.*) Selbst da, wo die Massregeln 
als Strafen charakterisirt sind, kommen Ausnahmen von 
den sonst für Strafen geltenden Regeln vor z. B. hin- 
sichtlich der Verhängung der Strafe, der Anfechtung des 
Urtheils. 

Nur* eine scharfe, consequent durchgeführte Trennung 
der beiden Auffassungen kann zu richtigen Resultaten 
fuhren. Und dabei muss man mehr, als dies in der Regel 
geschehen ist, auch die Fälle , berücksichtigen, in welchen, 
abgesehen von den Strafsachen, Verweigerungen des Zeug- 
nisses vorkommen können. Diese Aufgabe will ich in den 
nachfolgenden Untersuchungen zu lösen versuchen. Ich 
gehe dabei von den preussischen , namentlich in der 
Criminalordnung enthaltenen Bestimmungen ,aus, weil diese 
gerade in neuester Zeit vielfach mit Unrecht angegriffen 
sind, und werde dann die Lehre vom Zeugnisszwang nach 
gemeinem Rechte darstellen. 

Im Gebiete des preussischen Staates gelten drei ver- 
schiedene Bestimmungen über den Zeugnisszwang. In 
den alten Landestheilen mit Ausschluss des linken Rhein- 
ufers sind die §§ 312 und 337 der Criminal- Ordnung vom 
II. December 1805 anzuwenden. Hiemach soll derjenige, 
welcher sich weigert, als Zeuge sich vernehmen zu lassen 
oder den Zeugeneid zu leisten, dazu von seinem 
ordentlichen Richter durch Geld- oder Ge- 
fängnissstrafen angehalten werde ij. Diese 
Paragraphen sind dahin zu interpretiren, wie dies auch in 
der preussischen Praxis regelmässig geschieht, dass die 
Criminal - Ordnung nur ein Zwangsverfahren gegen unge- 
horsame Zeugen kennt, und dass die vom Gesetzgeber 
zur Verfügung gestellten Zwangsmittel nicht beschränkt 



*) Beispiele für die obige Behauptung bieten auch die Verhandlungen 
des fünften deutschen Juristentages (Bd. II [1864] S. 188 ff.), auf dem 
man sich mit dem Zeugnisszwange in Strafsachen beschäftigte. 

1* 



sind. In Folge dessen spielt denn in den Erörterungen 
der Presse, die ja meistens orationes pro domo sind, der 
nur in abstracto mögliche Fall eine grosse Rolle, dass 
ein Zeuge auf Grund des S 3'2 der Criminal - Ordnung 
Zeit seines Lebens in Haft behalten werden könnte. 
Dieser Fall ist jedoch wegen seiner Unbestimmtheit gar 
nicht zu benutzen. Der Angriff kann sich vielmehr nur 
gegen bestimmte Fristen richten, während welcher Zeugen 
verhaftet gewesen sind. Bei der Beurtheilung der Frage, 
ob ein Zwangsmittel im konkreten Falle nothwendig, die 
Freiheitsentziehung angemessen war, werden aber sehr leicht 
verschiedene Ansichten entstehen können. Man darf den 
Satz, dass das anzuwendende Zwangsmittel nicht in einem 
Miss Verhaltnisse zu dem zu erreichenden Zwecke stehe, 
nicht zu äusserlich nehmen, Zwangsmittel und Strafen 
lassen sich von vornherein nicht gleichstellen. Und so- 
bald es sich um eine Disciplinar Untersuchung handelt, 
kann sich der Fall leicht ereignen, dass gegen den Beamten . 
ein Verweis oder eine geringe Geldstrafe ausgesprochen 
wird, während der ungehorsame Zeuge seiner persönlichen 
Freiheit für einige Zeit beraubt war. Das Interesse, 
welches der Staat an der Strafverfolgung eines Beamten 
hat und welches sich in der Bestrafung desselben aus- 
spricht, ist nicht immer zu identificiren mit dem Interesse, 
welches der Staat daran hat, dass ein bestimmter Zeuge 
Zeugniss ablegt. Aehnliche Fälle sind möglich im ad- 
ministrativen Strafverfahren, bei der Untersuchung von 
Seeunfällen u. s. w. 

Für den Bezirk des Apellationsgerichts in Cöln gelten, 
ebenso wie für Frankreich, besonders die Art. So, 157, 
304, 355 der rheinischen St.-P.-O. (code d'instruction 
criminelle). Nach Art. 80 kann der in der Vorunter- 
suchung nicht erschienene Zeuge zu einer Geldstrafe (qui 
n'exc^dera pas cent francs) verurtheilt und ausserdem 
zwangsweise vorgeführt werden. In Betreff der Ver- 
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Weigerung des Zeugnisses, wenn dieselbe in der Haupt- 
verhandlung erfolgt, wird auf den citirten Art. 80 hin- 
ge^yiesen. Es ist streitig, ob in diesem Falle nicht auch 
Zwangsmittel (contrainte par corps) zulässig sind.*) 

Da die Bestimmung der Criminal-Ordnung über den 
Zeugnisszwang in einigen Fällen missbraucht sein sollte, 
eine gesetzliche Aenderung derselben auf sich warten 
liess, so stellte im J. I863 der Abgeordnete John im 
preussischen Abgeordnetenhause den Antrag**), die S- 3^2 
und 337 der Criminal-Ordnung aufzuheben und- nicht 
Zwangsmittel, sondern Strafen gegen ungehorsame 
Zeugen einzuführen. Nicht recht im Einklänge mit 
diesem Antrage war die Bestimmung, dass, wenn der 
Zeuge noch vor dem Schlüsse der Verhandlungen in 
der Hauptsache seiner Zeugnisspflicht genüge, die gegen 
ihn erkannte Strafe, soweit dieselbe noch nicht vollstreckt, 
aufzuheben sei. Es ist das eine von den Inconsequenzen, 
wie sie vielfach in der Lehre vom Zeugnisszwange sich 
vorfinden. Ueber JohrCs Antrag wurde ein Bericht er- 
stattet, weitere Folgen hatte er jedoch hicht. 

Was Johris Antrag nur für das Gebiet der Criminal- 
Ordnung einzuführen gedachte, suchte der Entwurf einer 
St-P.-O. vom J. 1865 für die ganze Monarchie zu er- 
reichen. Nach §. 169 dieses Entwurfes sollte in polizei- 
gerichtlichen Strafsachen zunächst mit Zwangsmitteln 
(Geldbusse bis zu fünfzig Thalern event. verhältniss- 
mässige Gefängnissstrafe) gegen den Zeugen vorgegangen 
und erst, wenn diese erfolglos blieben, die Haft ange- 
wendet werden. In anderen Strafsachen war der Richter 



*) Vgl. hierüber bes. Goltdamnur's Archiv, Bd. XI (1863), 
S. 816 f. Ein genaueres Eingehen auf die rheinische St.-P.-0. hielt ich 
nicht für geboten. ^ 

**) Der Antrag und der darüber erstattete Bericht der Justiz- 
Commission sind abgedruckt in Goltdammer*s Archiv, Bd. XI (1863), 
S. 504 ff. 
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berechtigt, den Zeugen sofort in das Untersuchungsge- 
fängniss abfuhren zU lassen, er konnte aber auch geeigneten 
Falls vorher die erwähnten Zwangsmittel anwenden. In 
der Regel sollte das Maximum der Haft sechs Monate 
betragen, nur bei Verbrechen konnte die Haft bis zu 
einem Jahre, unter Umständen sogar bis zu zwei Jahren 
fortdauern. 

Die Bestimmungen des Entwurfes vom J. 1 865 finden 
sich unverändert in § 158 der preussischen St.-P.-O. vom 
25. Juni 1867, die für die neuen Landestheile eingeführt 
wurde. Der Entwurf, welcher der eben erwähnten St-P.-O. 
zu Grunde liegt, brachte also nicht die Einheit, sondern 
vergrösserte noch die Verschiedenheit der gesetzlichen 
Bestimmungen über den Zeugnisszwang im preussischen 
Staate. Einheitliche Bestimmungen wird Preussen mit 
den übrigen Bundesstaaten erst durch die deutsche St-P.-O. 
erhalten. Die Uebelstände, welche in der Regel mit einer 
Uebergangszeit verbunden sind, lassen sich im Gebiete 
der preussischen Cr.-O , obwol die deutsche St.-P.-0. von 
einer anderen Auffassung ausgeht, doch leicht vermeiden, 
wenn man bei Anwendung der unbeschränkten Zwangs- 
mittel der Cr.-O. bereits das durch die deutsche St.-P.-0. 
festgesetzte Maximum berücksichtigt. 

In greller Beleuchtung erschienen die Bestimmungen 
der Cr.-O. noch einmal in einem Falle der Zeugniss- 
verweigerung, der sich im November 1876 ereignete. Es 
war das ein Fall, so recht gemacht für die Presse. Ein 
Redacteur sollte darüber vernommen werden, von wem 
er eine Mittheilung habe, die er in der von ihm redigirten 
Zeitung gebracht. Von der Beantwortung dieser Frage 
hing es ab, ob gegen einen Postbeamten eine Disciplinar- 
untersuchung einzuleiten sei. Es stand also noch nicht • 
fest, dass ein Disciplinarvergehen begangen sei. Da die 
Postbehörde den Redacteur als Zeugen nicht vernehmen 
konnte, so erfolgte die Vernehmung auf Requisition der 






— 7 — 

Postbehörde durch das Gericht. Hierin wird sich durch 
die deutsche St.-P.-O. nichts ändern; denn es lässt sich 
nicht absehen, wie derartige Fälle anders erledigt werden_ 
sollen. In dem Gesetze vom 2. November 1867 über das 
Postwesen des norddeutschen Bundes ist dies sogar für, 
das Strafverfahren bei Post- und Porto -Defraudationen 
vorgeschrieben. Es heisst daselbst in §. 43 : 

Die Zeugen sind verbunden, den an sie von den 
Postbehörden ergehenden Vorladungen Folge zu leisten. 
Wer sich dessen weigert, wird dazu auf Requisition 
der Postbehörden durch das Gericht in gleicher Art, 
wie bei gerichtlichen Vorladungen, angehalten. 
Der Redacteur verweigerte die Aussage und, da zwei- 
malige Androhung von Geldstrafen den gewünschten 
Erfolg nicht hatte , ' gebrauchte der Richter das härtere 
Zwangsmittel der Freiheitsentziehung. Während der Re- 
dacteur sich in Haft befand, legte er ein Zeugniss dahin 
ab, dass er die betreffende Mittheilung nicht von einem 
Postbeamten habe. Dass diese Aussage im konkreten 
Falle nicht den geringsten Werth hatte, braucht nicht 
noch hervorgehoben zu werden. Die Frage lautete nicht, 
von wem der Redacteur die Mittheilung nicht habe, 
sondern von wem er dieselbe habe. Die Verweigerung 
der Beantwortung dieser Frage steht aber der Ver- 
weigerung des Zeugnisses vollständig gleich. Der Re- 
dacteur blieb daher in Haft und die Fortsetzung der 
Freiheitsentziehung hat nach meiner Ansicht durchaus 
nicht den „Charakter einer Chicane**. Als endlich auf 
anderem Wege das ermittelt war, worauf es im konkreten 
Falle ankam, wurde der Redacteur sofort freigelassen. 
In gleicher Weise würde der Richter vorgegangen sein, 
auch wenn er nicht auf Requisition der Postbehörde ge- 
handelt hätte.« Ich vermag nicht einzusehen, weshalb ein 
solches Resultat „bei der heutigen Stellung der Richter 
unmöglich und dem Geiste wie auch den klaren Grund- 
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Sätzen der preussischen Verfcissung widersprechend" sefn 
soll. Gegenstand der Kritik konnte zunächst nur die 
Dauer der Haft — der Redacteur war vier Monate seiner 
persönlichen Freiheit beraubt — bilden. Ausserdem hätte 
man erörtern können, ob hier, wo der Thatbestand eines 
Disciplinarvergehens noch nicht feststand , die Zeugniss- 
pflicht des Redacteurs schon begründet war. Ich würde 
diese Frage bejahend beantwortet haben. 

Es konnte nicht fehlen, dass man bei den Erörte- 
rungen über den erwähnten Fall der Zeugniss Verweigerung 
auf die Bestimmungen der deutschen St.-P.-O. hinwies. 
Allein die Behauptung, dass der Fall, wenn er unter der 
Herrschaft der deutschen St.-P.-O. sich ereignet hätte, 
anders verlaufen wäre, ist doch sehr gewagt. Eins ist 
allerdings richtig, dass gegen den Redacteur wegen seiner 
Weigerung zunächst eine Geldstrafe ausgesprochen wäre. 
Da nun aber auch nach der deutschen St.-P.-0. die Haft 
zur Erzwingung des Zeugnisses angeordnet werden kann, 
so wäre die Frage zu erledigen gewesen, ob für Disciplinar- 
vergehen. — Disciplinarübertretungen kennt das R. -Ges. 
V. 31. März 1873 nicht — das Maximum der Haft sechs 
Wochen oder sechs Monate beträgt. Daran knüpft sich 
dann sofort die weitere Frage, in welchem Umfange über- 
haupt die Zeugnisspflicht bei Disciplinarvergehen besteht. 
Und bei der Beantwortung dieser Frage handelt es sich 
darum, das Verhältniss der reichsrechtlichen Vorschriften 
über den Zeugnisszwang zu den landesrechtlichen zu regeln. 
Diese Fragen will ich in den folgenden Abschnitten zu 
beantworten versuchen ; ich habe deshalb auch den obigen 
Fall des Zeugnisszwanges mitgetheilt. 

Die nächste Folge des Falles Kantecki, so hiess der 
Redacteur, war, abgesehen von den Interpellationen 
im preusisschen Abgeordnetenhause*) und im Reichs- 

*) Verhandlungen des Hauses der Abgeordneten (29. Sitzung vom 
23. Februar 1877), S. 793 ff. 
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tage*), ein Gesetzentwurf betreffend den Zeugnisszwang, 
der von den Abgeordneten Becker^ Lasker und Genossen 
im Reichstage eingebracht wurde. Dieser Gesetzentwurf 
(Aktenstück Nr. 66) lautete: 

» § I. Auf alle Strafsachen, welche nach den Be- 
stimmungen des Gerichts -Verfassungsgesetzes vom 
27. Januar 1877 vor die ordentlichen Gerichte ge- 
hören, finden die Bestimmungen der Strafprocessord- 
nung vom i. Februar 1877 über die Dauer der zur 
Erzwingung des Zeugnisses zulässigen Haft (§ 69) 
Anwendung. 

§. 2. Dieselben Bestimmungen finden auf das Dis- 
ciplinarverfahren' wegen Dienstvergehen der Reichs- 
beamten, soweit in demselben der Zwang zum Zeug- 
niss zulässig ist, mit der Massgabe Anwendung, dass 
die Haft nicht über die Zeit von 6 Wochen hinaus 
angeordnet werden kann. 

Wenn jedoch eine vorsätzliche Verletzung der 
Pflicht zur Verschwiegenheit (§. 11 des Ges. betr. die 
Rechtsverhältnisse der Reichsbeamten vom 31. März 
1873) in Frage steht, können die Disciplinarkammern 
und der Disciplinarhof eine längere Haft anordnen, 
jedoch nicht über die Dauer von 6 Monaten hinaus. 

Dieser Gesetzentwurf erfuhr bei der zweiten Lesung 
insofern eine wesentliche Aenderung, als §. 2 desselben 
von den Antragstellern zurückgezogen wurde. In der 
dritten Lesung wurde er dann in der veränderten Gestalt 
angenommen. Die Zustimmung des Bundesraths erfolgte 
jedoch nicht und so müssen denn bis zur Einführung der 
deutschen Justiz -Gesetze die partikularrechtlichen Vor- 
schriften weiter angewendet werden. Die Verhandlungen 



*) Verhandlungen des Reichstages (achte Sitzung vom 13. März 
1877), S. ifi ff. 
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des Reichstages*), die für die Lehre vom Zeugnisszwange 
sehr wichtig sind, haben aber gezeigt, dass Lücken in der 
Gesetzgebung vorh?inden sind, die möglichst bald aus- 
gefüllt werden müssen. 

Eine weitere Folge des Falles Kantecki und des 
Resultates, welches die Verhandlungen über den erwähnten 
Gesetzentwurf im Reichstage gehabt, sind die Versuche 
von Rubo und Fuchs^ durch richtigere Interpretation der 
§§. 312 und 337 der Criminal- Ordnung zu angemessenen 
Resultaten zu gelangen. Beide Versuche können, wie ich 
gleich hier bemerken will, als verunglückt betrachtet 
werden. Rubo und Fuchs stimmen darin überein, dass 
sie das Verfahren, welches nach der preussischen Cr.-O. 
wegen Verweigerung des Zeugnisses eingeleitet werden 
soll, als Strafverfahren auffassen. Sie kommen aber zu 
ganz verschiedenen Resultaten. Rubo hält die Vorschriften 
der Cr.-O. über den Zeugnisszwang für aufgehoben, während 
Fuchs der Ansicht ist, dass dieselben zwar noch gelten, 
aber nur Gefängnissstrafe bis zu zwei Jahren gestatten. 
Die Ausführungen beider unterscheiden sich aber sehr 
wesentlich. Wäre der Ausgangspunkt richtig, so müsste 
man sich der von Fuchs vertretenen Ansicht anschliessen, 
Rubo's Ausfuhrungen dagegen sind und bleiben falsch, 
mag auch das Verfahren der Cr.-O. ein Strafverfahren sein. 

Rubo*^) hat seine Ansicht in einem Aufsatze über 
den sogenannten Zeugniss zwang nach dem in Preussen 
geltenden Rechte entwickelt. Dieser Aufsatz ist, was 
man nach der Ueberschrift nicht vermuthet, nur dem 
Zeugnisszwange nach der preussischen Cr.-O. gewidmet, 
die Resultate würden aber, wenn sie richtig wären, wol 



*) Verhandlungen des Reichstages 1877: Erste Berathung, S. 616 
bis 622, 625 bis 630; zweite Berathung, S. 881 bis 887; dritte Be- 
rathung, S. 1008 bis loii. 

**) Preussische Jahrbücher, Bd. XXXIX (1877), S. 534—541. 
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für alle Provinzen Preussens Geltung beanspruchen können. 
Die Resultate sind so staunenswerth, dass alle früheren 
Leistungen Rubds im Gebiete der Interpretation dadurch 
verdunkelt werden, selbst die Anrechnung der Unter- 
suchungshaft auf einen Theil der dem Verletzten zu- 
erkannten Busse verliert an Bedeutung.*) 

Rubo geht von den in den Gesetzen enthaltenen 
Strafandrohungen aus ; er unterscheidet absolut und relativ 
bestimmte und willkürliche. Die ersteren, die hier nicht 
weiter in Frage kommen, können übergangen werden. 
Rubo nennt relativ bestimmte Strafandrohungen diejenigen, 
bei denen mehrere an sich bestimmte, nach Art und Mass 
verschiedene Strafen wahlweise angedroht sind, und will- 
kürliche diejenigen, bei denen die angedrohten Strafen 
der Gattung und dem Masse oder der Gattung oder dem 
Masse nach unbestimmt sind. Diese Eintheilung hat sich 
Rubo auf folgende Weise gebildet. Bekanntlich unter- 
scheidet man gewöhnlich absolut und relativ bestimmte 
und absolut unbestimmte Strafandrohungen, von denen 
die letzteren gesetzlich nicht mehr zulässig sind. In dem 
Strafrecht des preussischen Landrechts finden sich ordent- 
liche, ausserordentliche und willkürliche Strafen erwähnt. 
Der Begriff der willkürlichen Strafe ergibt sich aus S« 35» 
Tit. 20 des A. L.-R., es heisst daselbst: 

Wenn die Gesetze eine willkürliche Strafe ver- 
ordnen, so darf dieselbe nicht über Gefangniss von 
sechs Wochen oder fünfzig Thaler Geldbusse aus- 
gedehnt werden. 

Rubo hat nun seine absolut und relativ bestimmten 
Strafandrohungen der heute üblichen Eintheilung**) und 
die willkürlichen dem preussischen Landrecht entnommen, 



*) Comm., S. 502. 
**) Vgl. H^ Meyer's Lehrbuch des deutschen Strafrechts (2. Aufl.), 
S. 314 f. 
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dabei aber die relativ bestimmten Strafandrohungen anders, 
als üblich ist, und die willkürlichen nicht im Sinne des 
A. L.-R. definirt. Rubo^s relativ bestimmte und willkür- 
liche Strafandrohungen sind mit Ausnahme der der Gattung 
nach unbestimmten willkürlichen Strafandrohungen als 
relativ bestimmte zu bezeichnen. Die von Rubo auf- 
gestellte Eintheilung ist daher vollständig willkürlich. 

Nach Rubo enthält §. 312 der Cr.-O. eine willkür- 
liche Strafe, da das Mass der Geld- und Gefängnissstrafen 
unbestimmt gelassen ist. „Wenn je auf eine Bestimmung 
d^i" S- 35 '^^^ Anwendung finden sollen, so ist er nament- 
lich bei den in Rede stehenden Bestimmungen der §§. 312 
und 337 in Anwendung zu bringen." Diese Behauptung 
würde richtig sein, wenn Rubo bewiesen hätte, erstens 
dass das Verfahren, welches nach der Cr.-O. wegen 
Zeugnissverweigerung einzuleiten ist, den Charakter des 
Strafverfahrens hat, und zweitens, dass die in §. 312 der 
Cr.-O. erwähnten Strafen willkürliche im Sinne des preussi- 
schen Landrechts sind. Das erstere hat Rubo mit Unrecht 
als selbstverständlich angenommen, das letztere aber nicht 
bewiesen. Die Anwendung des citirten §.35 setzt voraus, 
dass in der strafrechtlichen Vorschrift entweder ausdrück- 
lich auf denselben hingewiesen*) oder wenigstens der 
Ausdruck der willkürlichen Strafe gebraucht ist.**) Das 
ist aber in S- 3^^ der Cr.-O. in keiner Weise geschehen, 
daher kann auch der §. 35, Tit. 20 des A. L.-R. bei der 
Interpretation nicht zur Hülfe herangezogen werden. 

Folgen wir aber trotzdem Rubo in seinen weiteren 
Ausführungen. Der S« 3 ^ 2 soll also so interpretirt werden, 
dass die Verweigerung des Zeugnisses Gefängnissstrafe 
bis zu sechs Wochen oder Geldstrafe bis zu fünfzig Thalem 
nach sich zieht. Wir haben dann die Frage zu beant- 



*) A..L.-R, II, 20, §§. 1103 a, 1245. 
**) A.-L.-R. II, 20, §§. 715, 726, 731, 732, 735,736, 755» »254. 
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Worten: Wie gestaltet sich die Sache bei Einführung des 
preussischen Strafgesetzbuches, behält §. 312' der Cr.-O. 
den bisherigen Inhalt oder tritt eine Aenderung ein? 
Rubo formulirt diese Frage etwas feiner: Bleibt die dem 
Masse nach redactionell unbestimmte Verordnung von 
Geld- oder Gefängnissstrafen ihrem Inhalte nach bestimmt 
oder wird sie auch ihrem Inhalte nach zu einer willkür- 
lichen?*) Rubo entscheidet sich für das erstere, ohne 
dafür einen Grund anzugeben. Das hätte er aber nicht 
unterlassen dürfen, denn es ist doch nicht selbstverständ- 
lich, dass, wenn in strafrechtlichen Vorschriften auf das 
Strafrecht des preussischen Landrechtes hingewiesen, dieses 
aber vollständig aufgehoben wird**), trotzdem der citirte 
Paragraph des A. L.-R. noch weiter angewendet werden 
kann. Rubo scheint das auch gefühlt zu haben, denn er 
geht zum Ueberflusse noch auf die zweite Ansicht ein. 
Auch wenn man diese als richtig hält, soll sich das gleiche 
Resultat ergeben. Nach Art. VIII des Einf.-Ges. zum 
preuss. St.-G.-B. gilt die Handlung als Uebertretung, cjie 
in den Gesetzen als eine willkürliche bezeichnet ist. Der 
§.312 der Cr.-O. enthält eine willkürliche Strafe oder 
den Thatbestand einer Uebertretung, Uebertretungeji wer- 



*) Ich halte es für überflüssig, hier noch einzugehen auf den feinen 
Unterschied zwischen den willkürlichen Strafen, welche dem Masse nach 
redactionell unbestimmt, dem Inhalt nach bestimmt und denen, welche 
auch ihrem Inhalte nach willkürlich d. h. unbestimmt sind. Man könnte 
Rubo auf seine eigene Erklärung hinweisen, auf Grund deren die im kon- 
kreten Falle (§. 312 der Cr.-O.) der Gattung und dem Masse nach 
bestimmten Strafen gar keine willkürlichen sind. Es bleibt also manche 
interessante Frage unerledigt z. B. auch die, was eine der Redaction und 
dem Inhalte nach willkürliche d. h, unbestimmte und, was eine dem 
Masse nach redactionell unbestimmte, dem Inhalte nach bestimmte 
Strafandrohung ist. Auch die Ausdrücke „dem Inhalte nach" und „dem 
Masse nach" könnten noch zum Gegenstand der Erörterung gemacht 
werden. 

**) Vgl. Art. II des Einf.-Ges. zum preuss. St.-G.-B. 
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den nach §. i des preussischen St.-G.-B. mit Gefängniss- 
strafe bis zu sechs Wochen oder mit Geldbusse bis zu 
fünfzig Thalem bestraft, also bleibt der Inhalt des §.312 
vollständig unverändert. Und da sind wir wieder auf 
den Ausgangspunkt zurückgelangt. Diese Behauptung 
wäre richtig, wenn Rubo unumstösslich festgestellt hätte, 
dass §. 312 der Cr.-O. eine willkürliche Strafe enthält. 
Da dies nicht geschehen, so schwebt alles in der Luft. 

Nun bleibt nur noch eine Frage *zu erledigen : Welchen 
Einfluss hat die Einführung des deutschen St.-G.-B. 
auf §. 312 und 337 der Cr.-O.? Betreffen diese beiden 
Paragraphen der Cr.-O. eine Materie, welche Gegenstand 
des deutschen St.-G.-B. ist oder ist dies nicht der Fall? 
Rubo beantwortet diese Frage anders als Fuchs ^ er ist 
der Ansicht, dass die §§. 312 und 337 eine Materie be- 
treffen, welche reichsrechtlich geregelt ist, daher Gesetzes- 
kraft überhaupt nicht mehr haben. Wäre Rubds Ansicht 
richtig, so würde erst durch die deutsche St.-P.-0. wieder 
der Zeugnisszwang eingeführt werden. Und zwar würde 
dies für alle deutschen Staaten gelten, welche die Ver- 
weigerung des Zeugnisses als strafbare Handlung ansehen. 

Die Materie, welche rvos^ Rubo den Zeugnisszwang 
beseitigt hat, findet sich im 9. Abschnitte des deutschen 
St-G.-B., welcher „Meineid" überschrieben ist. „Wenn 
z. B. in dem Abschnitte vom , Meineid* derjenige Zeuge 
oder Sachverständige mit Strafe bedroht ist, der seine 
Aussage oder sein Gutachten wissentlich falsch beschwört, 
so ist die Materie dieser Bestimmung keineswegs auf die 
Frage beschränkt, unter welchen Umständen ein Mein- 
eidiger strafbar sei : sie erstreckt sich vielmehr auch darauf, 
unter welchen Voraussetzungen ein Zeuge oder Sachver- 
ständiger strafbar ist. Ob diese letztere Frage erschöpfend 
oder nicht erschöpfend im Strafgesetzbuche behandelt 
worden, und ob, wenn letzteres der Fall, dies absichtlich 
oder unabsichtlich geschehen, muss jedenfalls in Ansehung 
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der beregten Vorschrift von §. 2 des Einfiihrungsgesetzes 
als durchaus bedeutungslos gelten. Denn, wenn selbst in 
unvollständigster Weise, immerhin bildet jene Frage eine 
, Materie, die Gegenstand des deutschen Strafgesetzbuches 
ist', so dass folgeweise alle Vorschriften des Landesstraf- 
rechtes, welche dieselbe Frage regeln, ohne weiteres kraft- 
los werden."*) Diese Ausführung ist unrichtig. Wenn 
im neunten Abschnitte des deutschen St.-G.-B. die Materie 
. geregelt werden soUtd, unter welchen Umständen ein Zeuge 
strafbar sei, so wäre m. E. nicht zu rechtfertigen, dass 
trotzdem noch im §. 138 eine Straf bestimmung für Zeugen 
aufgestellt ist. 

Ich will hier unerörtert lassen, ob Stellung und An- 
ordnung des neunten Abschnittes richtig sind. Es unterliegt 
aber keinem Zweifel, dass das deutsche St.-G.-B., abge- 
sehen von §. 162, von der falschen Aussage ausgeht, die 
durch Eid, Versicherung an Eidesstatt u. s. w. als wahr 
* bekräftigt ist. In den Fällen des Zeugnisszwanges handelt 
es sich aber nur um die Verweigerung der Aussage oder 
des Eides. Ob diese Aussage, welche beeidigt werden 
soll, wahr ist oder nicht, bleibt zunächst unberücksichtigt. 
Das ist denn doch eine ganz andere Materie als die im 
neunten Abschnitte geregelte. Müssten die Bestimmungen 
über den Zeugnisszwang, so weit die Zeugnissverweigerung 
als strafbare Handlung charakterisirt ist, im St.-G.-B. unter- 
gebracht werden , so würde dies keinesfalls im neunten 
Abschnitte erfolgen, es dürfte vielmehr der sechste oder 
siebente Abschnitt, welche vom Wid^stande gegen die 
Staatsgewalt und von den Verbrechen und Vergehen 
gegen die öffentliche Ordnung handeln, die passendste 
Stelle darbieten. 



*) Rubo*s ComnoC, S. 122, Auf die Vollendung dieses Commentars 
werden wir wol nach der Erklärung der Verlagsbuchhandlung (im Börsen- 
blatt für den deutschen Buchhandel) verzichten müssen. 
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Ru6o widerlegt noch einen Einwand, den man gegen 
seine Behauptung machen könnte. «Wende man nicht 
ein, dass jener §. 2 nur das materielle Recht, nicht 
aber auch das Processrecht betreffe, zu welchem 
^letzteren die §§• 3^2 und 337 gehören!» Eine solche 
Unterscheidung mache der §. 2 des Einf. - Ges. zum 
deutschen St-G.-B. nicht, auch spreche dafür, dass der- 
selbe das materielle und das Processrecht betreffe, §. 2 
des Einf.-Ges. zum deutschen Mil.-St.-G.-B, vom 20. Juni 
1872, der dahin lautet: 

Mit diesem Tage treten im ganzen Bundesgebiete 
alle Militärstrafgesetze, insoweit sie materielles 
Strafrecht zum Gegenstande haben, ausser Kraft. 

Aus diesem §. 2 ergibt sich, dass das materielle 
Militärstrafrecht nur reichsrechtlich geregelt werden soll. 
Die einzelnen deutschen Bundesstaaten haben daher in 
dieser Hinsicht nicht einmal ein beschränktes Gesetz- 
gebungsrecht. Der Militärstrafprocess ist dagegen noch , 
bis auf weiteres Gegenstand der Landesgesetzgebung, die 
vorhandenen processualischen Bestimmungen bleiben be- 
stehen und neue können erlassen werden. 

Aus zwei Gründen' begreife ich aber nicht, weshalb 
Rudo den erwähnten §. 2 herangezogen hat. Es ist zu- 
nächst selbstverständlich, dass die processualischen Be- 
stimmungen in den Partikular -Strafgesetzbüchern durch 
das deutsche St.-G.-B. nur dann beseitigt sind, wenn sie 
diesem widersprechen. Praktisch wird dieser Satz be- 
sonders in allen Fällen, wo eine Materie durch Bestim- 
mungen des materiellen und formalen Strafrechts geregelt 
ist. Allein auch abgesehen hiervon, wird niemand den 
von Rudo erwarteten Einwand erheben. Der S- 3^2 der 
Cr.-O. soll ja nach Ru6o den Thatbestand einer straf- 
baren Handlung enthalten. Berechtigt wäre dieser Ein- 
wand nur dann, wenn man das Verfahren der Cr.-O. als 
Zwangsverfahren ansieht. Oder sollte Rudo etwa glauben, 
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man könnte eine Bestimmung deshalb für eine processu- 
alische halten, weil sie zufällig in der St.-P.-O. steht? 
Nicht die Stelle, sondern der Inhalt entscheidet doch 
über den .Charakter einer Vorschrift. Dass aber §. 312 
der Cr.-O., wenn man ihn anders als Rubo interpretirt, 
durch das deutsche St.-G.-B. nicht aufgehoben ist, wird 
Rubo wol selbst zugeben. Bestrafung eines Zeugen und 
Zwangsmassregeln gegen einen Zeugen können jedenfalls 
nicht zu einer Materie im Sinne des §. 2 des Eint- Ges. 
zum deutschen St.-G.-B gerechnet werden. 

Rubo hat sich für den Schluss seines Aufsatzes noch 
einen Trumpf vorbehalten. Sollte auch alles, was ich an- 
geführt habe, so wird er argumentirt haben, nicht richtig 
sein, so bleibt mir doch §. 343 des deutschen St-G.-B. 
übrig, Dass die in den §§. 312 und 337 der Cr.-O. be- 
handelte Materie vom Zeugnisszwange auch Gegenstand 
des citirten §. 343 ist, hat Rubo für so klar gehalten, dass 
eine Begründung nicht nothwendig war. Der §. 343 
lautet : 

Ein Beamter, welcher in einer Untersuchung Zwangs- 
mittel anwenden lässt, um Geständnisse oder Aussagen 
zu erpressen , wird mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren 
bestraft. . 
Es ist doch gut, dass die subsidiäre Privatanklage 
noch nicht eingeführt ist. Rubo würde wahrscheinlich 
mit dem Lobe, welches ihm namenlose Journalisten wegen 
seines Aufsatzes zutheilten, noch nicht zufrieden gewesen, 
sondern als Privatankläger aufgetreten sein. Und was 
wäre wol die Folge gewesen ? Wer in aller Welt hat denn 
den §. 343 des deutschen St.-G.-B. im Sinne Rubds inter- 
pretirt? Selbstverständlich handelt es sich hier um unge- 
setzliche Zwangsmittel. Ich begreife übrigens wieder 

* 

nicht, wie Rubo auf den §. 343 verfallen ist, da er doch 
von der Ansicht ausgeht, dass die Cr.-O. ein Zwangs- 
verfahren wegen Verweigerung des Zeugnisses nicht kennt. 

Dochow, Zeugnisszwang. 2 
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Es bestärkt mich das in meiner Vemiuthung, dass Rubo 
selbst sich noch nicht klar ist über den Charakter des 
Verfahrens, welches gegen Zeugen nach S- 3^2 der Cr -O. 
einzuleiten ist. 

Hiermit scheiden wir von Rubo, Wer so wie er 
mit Unrecht gelobt ist, braucht nicht mehr getadelt zu 
werden. 

Fuchs*) beruft sich zur Rechtfertigung seiner Ansicht 
darauf, dass in dem §. 312 der Cr.-O. von Geld- oder 
Gefängnissstrafen gesprochen werde. Auch §. 7 der 
Cr.-O. sage ausdrücklich, dass jedermann im Staate 
schuldig, dem Richter auf Erfordern bei Vermeidung 
einer angemessenen Ahndung alles dasjenige niit- 
zutheilen, was ihm in Beziehung auf ein zu untersuchendes 
Verbrechen oder den Thäter bekannt sei. Hiergegen 
kann man einwenden, dass der Zeuge nach dem §. 312, 
auf den es allein ankommt, durch Strafen angehalten 
werden soll, seine Zeugnisspflicht zu erfüllen.**) Durch 
Strafen kann man aber nicht angehalten werden, etwas 
zu thun ; Strafen werden für den bewiesenen Ungehorsam 
des Zeugen verhängt, sind sie verbüsst, so ist der Unge- 
horsam gesühnt und der Zeuge in keiner Weise ver- 
pflichtet, gehorsam zu sein d. h. das verlangte Zeugniss 
abzulegen. Hierzu bedarf es erst wieder einer neuen 
Aufforderung des Richters. Ist diese gesetzlich erlaubt, 
so ist die Nichterfüllung der Zeugnisspflicht als neuer 
Ungehorsam zu bestrafen. Der sprachliche Ausdruck 
lässt sich m. E. vielmehr für die entgegengesetzte Ansicht 



*) Fuchs hat mehrere Aufsätze über den obigen Gegenstand in 
der schlesischen Presse veröffentlicht, besonders in No. 1 54 und 1 76. Ich 
fasse diese Aufsätze als ein Ganzes auf. 

**) Noch deutlicher , wenn dies überhaupt möglich ist, spricht sich 
bereits die preuss. allg. Gerichtsordnung in §. 1 84 aus : Der Zeuge ist 
„nach Beschaffenheit der Personen und Umstände, durch. Gefängniss- oder 
Geldstrafe zur Erfüllung dieser Bürgerpflicht anzuhalten.** 
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verwenden. Wenn man, wie mehrfach geschehen ist, be- 
hauptet, dass Zwangsmittel gegen Zeugen wol mit dem 
Inquisitionsprocesse der Cr.-O., nicht aber mit dem An- 
klageprocesse zu vereinen sind, so ist diese Behauptung 
unrichtig. Selbst wenn spätere preussische Processgesetze 
vom Anklageprocesse ausgehen, die in der Cr.-O. ent- 
haltenen Vorschriften über den Zeugnisszwang aber be- 
stehen lassen, so kann sich hierdurch der juristische 
Charakter derselben nicht ändern. Es widerspricht auch 
dem modernen Anklageprocesse durchaus nicht, ein 
Zwangsverfahren gegen ungehorsame Zeugen einzuleiten. 
Denn es ist nicht zu beweisen, dass die veränderte Stellung 
des Angeklagten nothwendig auch auf die Stellung des 
Zeugen einwirken müsste. Nur dass die Zwangsmittel 
unbegrenzt sind, wird sich nicht rechtfertigen lassen. Ich 
verweise für diese Behauptung nur auf die österreichische 
St-P.-O. vom 23. Mai 1873. Auch der englische Straf- 
process gestattet Zwangsmittel* zur Erfüllung der Zeug- 
nisspflicht. 

Mit Unrecht beruft sich Fuchs zur Unterstützung 
seiner Ansicht auf den Bericht *) der Justiz - Commission 
über den Antrag des Abg. John^ betreffend die Auf- 
hebung der SS. 312 und 337 der Cr.-O. von 1805. In 
der Commission hat man sich sehr eingehend mit der 
Frage beschäftigt, ob das Verfahren gegen den ungehor- 
samen Zeugen ein Straf- oder ein Zwangsverfahren sei. 
Einige Mitglieder wollten aus %. 7 der Cr.-O. den Charakter 
des Strafverfahrens ableiten, andere «legten diesem Gesetze, 
welches in der Einleitung stehe, die nur die Grundzüge 
des ganzen Systems darstelle^ kein entscheidendes Gewicht 
bei und gründeten ihre Ansicht allein auf den §. 312, wo 
die sedes materiae sei und wo in den disponirenden 
Worten des Gesetzes ausdrücklich das Anhalten zum 



*) Abgedruckt in Goltdammer's Archiv, Bd. XI (1863), S. 504 ff. 

2* 
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Zeugniss, das heisst der Zwang zur Erfüllung einer all- 
gemeinen Bürgerpflicht vorgeschrieben werde. Auf den 
Grund dieser Ausführungen, denen die Melirheit 
der Commission beistimmte, ergab sich bald die 
einstimmige Ueberzeugung, dass das Bedürfniss einer 
Aenderung vorhanden sei und das Gesetz für den g^en- 
wärtigen Stand der Criminal - Gesetzgebung nicht mehr 
passe u. s. w.» Fuchs citirt eine andere Stelle aus dem 
erwähnten Berichte, worin gesagt ist, dass der Ungehor- 
sam des Zeugen als ein Vergehen zu erklären sei; er 
übersieht aber, dass hier nicht mehr von der Cr.-O., 
sondern de lege ferenda gesprochen wird. Wäre die 
Commission der Ansicht gewesen, dass nach der Cr.-O. 
ein Strafverfahren gegen den ungehorsamen Zeugen ein- 
zuleiten sei, so war wol ein dringendes Bedürfniss zur 
Aenderung der Cr.-O. nicht vorhanden. Eine richtige 
Interpretation der betreffenden Bestimmungen hätte dann 
vollständig ausgereicht. • 

Nun ist aber noch eins zu beachten. Der criminelle 
Charakter des Zeugnisszwanges wird nach Fuchs dadurch 
nicht alterirt, dass die Strafe, speciell die Festhaltung des 
Zeugnissweigerers im Gefängnisse, wegfällt, sobald der 
Zeuge sich nachträglich zur Ablegung des Zeugnisses bereit 
erklärt. Allerdings widerspreche dies dem Charakter 
der Strafe, allein „dieses Princip ist selbst bei den gemeinen 
Delikten nicht immer festgehalten." Fuchs weist zur Recht- 
fertigung dieses Satzes auf die Vorschriften über den Ver- 
such und dann auf §. 310 des deutschen St-G.-B. hin. 
Unter Umständen bleibt bekanntlich nach §. 46 der Ver- 
such als solcher straflos und ebenso nach §. 310 die 
vollendete Brandstiftung. Fuchs vergisst dabei aber, dass 
in diesen von ihm angeführten Fällen das vom Richter 
gefällte Urtheil gar nicht auf Strafe lautet, während in 
dem Falle der Zeugnissverweigerung eine bestimmte Strafe 
festgesetzt ist. Ohne eine besondere gesetzliche Be- 
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Stimmung — es finden sich derartige in einzelnen Straf- 
processordnungen — ist der von Fuchs aufgestellte Satz 
entschieden falsch. Wollte man consequent sein, so dürften 
auch die noch nicht eingezogenen Geldsummen nicht ein- 
gezogen werden, wenn der Zeuge zur Ablegung des 
Zeugnisses sich bereit erklärt. Und das ist doch wol 
nach constitutionellem Staatsrecht nicht zulässig. Es wird 
sich darüber streiten lassen, ob solche Ausnahmen von 
den Principien des Strafrechts nöthig sind ; ich selbst 
finde jedoch keinen triftigen Grund, der dieselben recht- 
fertigen könnte. 

Ist das Verfahren der Cr.-O. ein Strafverfahren, was 
Fuchs annimmt, aber m. E. nicht bewiesen hat, so ergibt 
sich die Frage, ob die Bestimmungen der Cr.-O. nicht 
etwa durch das deutsche St.-G.-B. aufgehoben sind. Diese 
Frage verneint Fuchs mit Recht; es gilt dann für die 
Gefängnissstrafe nicht das im §. i6 des deutschen St.-G.-B, 
aufgestellte Maximum von fünf Jahren, sondern nach §. 5 
des Einf-Ges. zum St.-G.-B. für den norddeutschen Bund 
kann nur Gefängnissstrafe bis zu zwei Jahren verhängt 
werden. Einer Heranziehung des %. 7 der Cr.-O. bedarf 
es aber überhaupt nicht, denn dass der Richter eine dem 
konkreten Falle angemessene Strafe festsetzen wird, ist 
doch wol selbstverständlich. 

Ich glaube in den vorhergehenden Erörterungen den 
Beweis dafür erbracht zu haben, dass die preussische Praxis 
keine Veranlassung hat, die bisher als richtig anerkannte 
Ansicht über den Zeugnisszwang aufzugeben. Von dem 
Takte der Verwaltungsbehörden wird es nun besonders 
abhängen, ob die Missstände der Uebergangszeit vermieden 
werden. 

Nachdem ich den ersten Theil meiner Aufgabe er- 
ledigt, wende ich mich zu dem gemeinen Rechte, indem 
ich in dem zweiten Abschnitte zunächst die Bestimmungen 
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der Reichsgesetze, welche bei der dogmatischen Dar- 
stellung der Lehre vom Zeugnisszwang von Wichtigkeit 
sind, zusammenstelle. 



II. 

i) Der erste Entwurf einer deutschen Strafprocess- 
ordnung, welcher im Januar 1873 veröffentlicht wurde, 
enthielt im §. 62 die folgende Bestimmung über deri 
Zeugnisszwang : 

Verweigert ein Zeuge ohne gesetzlichen Grund die 
Ablegung des Zeugnisses oder dessen Beeidigung, so 
kann ihn der Richter durch Zwangshaft bis zu sechs 
Monaten sowie durch Geldstrafen bis zum Gesammt- 
betrage von zweihundert Thalern zur Erfüllung seiner 
Pflicht anhalten. 

Bei Uebertretungen finden gegen den ungehorsamen 
Zeugen nur Zwangshaft bis zu sechs Wochen und 
Geldstrafen bis zum Gesammtbetrage von fünfzig 
Thalem statt. 
Der Entwurf kennt also nur Zwangsmittel gegen den 
ungehorsamen Zeugen. In den Motiven zu dem Ent- 
würfe (S. 69) wird für diese Auffassung angeführt, dass 
der Zweck der gegen den Zeugen verhängten Massregel 
nur der sein könne, seinen Ungehorsam zu brechen; sei 
dies erfolgt oder die Untersuchung beendigt, lo lasse es 
sich nicht rechtfertigen, noch eine Strafe gegen den Zeugen 
zu vollstrecken. Das genügt aber in keiner Weise, um 
die Entscheidung des Entwurfes in der bekannten Contro- 
verse zu begründen. 

Die Bestimmungen des ersten Entwurfes über den 
Zeugnisszwang nahmen zwar genügende Rücksicht auf die 
persönliche Freiheit des Zeugen, nicht aber auf das Interesse 
des Staates. Was soll mit den Zeugen geschehen, die 
erst in der Hauptverhandlung das Zeugniss oder den 
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Zeugeneid verweigern, wenn diese nicht vertagt wird? 
An solche Fälle dachte man in der von dem Bundesrath 
zur Vorberathung des ersten Entwurfes eingesetzten Com- 
mission. Trotzdem wurde ein bei der ersten Lesung des 
Entwurfes in der Commission gestellter Antrag, der für 
diese Fälle eine Haftstafe bis zu sechs Wochen oder eine 
Geldstrafe bis zu einhundert Thalern angedroht wissen 
wollte, abgelehnt. Der §. 62 des ersten (§.61 des zweiten) 
Entwurfes erhielt aber durch einige Zusätze eine andere 
Gestalt. Ueberflüssig, weil selbstverständlich, war der Zu- 
satz, dass die Zwangshaft aufhöre, sobald der Zeuge seiner 
gesetzlichen Verpflichtung nachgekommen sei, dass es aber 
bei den bereits festgesetzten Geldstrafen sein Bewenden 
behalte. In den Motiven*) zu dem zweiten Entwürfe ^recht- 
fertigt man diese Bestimmung dadurch, dass es mit dem 
Wesen derartiger nicht blbs angedrohter, sondern bereits 
festgesetzter Geldstrafen unvereinbar sei, „wenn man den 
Vollzug derselben in Folge einer späteren Handlung des 
Bestraflen (?), d. h. in Folge der späteren Ablegung des 
Zeugnisses, aufhören lassen wollte." Hier hat man sich 
durch den Ausdruck „Geldstrafe" täuschen lassen; die- 
selbe erscheint ja als Zwangsmittel, daher konnten die 
Grundsätze über die Geldstrafe nicht angewendet werden, 
und ebenso wenig durfte man von einem „Bestraften" 
sprechen. Es mag ja äusserlich gleich sein, ob jemand 
durch Zahlung von dreihundert Mark zur Ablegung eines 
Zeugnisses gezwungen werden soll oder ob er mit der- 
selben Summe wegen Verweigerung des Zeugnisses be- 
straft wird. Allein die Strafe hat doch weitere Folgen 
als das Zwangsmittel. 

Ausserdem wurde in dem betreffenden Paragraphen 
noch hinzugefügt, dass der Zeuge die durch seine 



*) In den Motiven zu dem dritten Entwürfe, S. 57, ist dies unver- 
ändert beibehalten. 
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Weigerung verursachten Kosten zu tragen habe und dass 
die erwähnten Massregeln, sobald sie erschöpft seien, in 
demselben oder in einem anderen Verfahren, welches die- 
selbe That zum Gegenstande hat, nicht wiederholt wer- 
den könnten. 

Die Bestimmungen des 5. 62 wurden in der zweiten 
Lesung der Commission nur stilistisch etwas geändert. 

Von den Kritikern der beiden Entwürfe erklärten sich 
H, Me^er*) und 5. May er ^"^^ «icht nur mit der Grund- 
auffassung, sondern auch mit den zulässigen Zwangsmitteln 
einverstanden. Von Bar^**) tadelte besonders die ausser- 
ordentliche Strenge der Massregeln. Und Nissen\) verlangte 
eine Beschränkung dahin, dass die Zwangsmittel nicht 
cumulativ, sondern nur alternativ zur Verfugung stehen 
sollten. 

In dem dritten Entwürfe, welcher dem Reichstage 
vorgelegt wurde, erscheint %■ 61, der sich auf den Zeug- 
nisszwang bezieht, noch mit zwei weiteren Zusätzen^ Die- 
selben lauten: 

Diese Befugnisse stehen .auch dem Untersuchungs- 
richter, dem beauftragten und ersuchten Richter zu. 
Die Festsetzung und die Vollstreckung der Strafe 
gegen eine dem activen Heere angehörende Militär- 
person erfolgt auf Ersuchen durch das Militärgericht. 
Sehr wesentliche und principielle Aenderungen erfuhr 
der §. 61 jedoch durch die Beschlüsse der Justiz -Com- 
mission des Reichstages. Den drei Entwürfen lag die 
Auffassung zu Grunde, dass bei Verweigerung des Zeug- 
nisses oder Zeugeneides nur Zwangsmittel anzuwenden 



*) Die Mitwirkung der Parteien im Strafprocess (1873), S. 61. 
**) Der Entwurf einer deutschen Strafprocessordnung (1874), S, 40 f 
***) Kritik der Principien des Entwurfes einer deutschen Strafprocess- 
ordnung (1873), S. 54 ff. 

f) Bemerkungen zum Entwurf einer deutschen Strafprocessordnung 
(1874), S. 29 flf. 
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seien. Diese Auffassung wird zwar nicht aufgegeben, 
allein man entscheidet sich jetzt für eine Combinirung der 
beiden möglichen Auffassungen. Die Protokolle der Justiz- 
Commission geben keine Auskunft darüber, weshalb man 
die Bestimmung in diesem Sinne ändern zu müssen glaubte. 
Nach der Auffassung der Justiz - Commission ist der in der 
Verweigerung des Zeugnisses liegende Ungehorsam als 
strafbare Handlung anzusehen. Daneben sollen jedoch 
auch Zwangsmittel gegen den ungehorsamen Zeugen an- 
geordnet werden dürfen. Abgesehen von diesen und 
einigen unbedeutenden Aenderungen wird der §. 6i 
stilistisch besser gefasst und die Bestimmung hinsichtlich 
der bereits festgesetzten Geldstrafe (Abs. 2 des S- ^^ ^^ 
dem dritten Entwürfe) beseitigt. 

Die Beschlüsse der Justiz- Commission wurden, ohne 
dass eine Discussion im Reichstage stattfand, unverändert 
angenommen. Auf diese Weise ist der jetzige §. 69 der 
St.-P.-0. entstanden. Da derselbe den Hauptgegenstand 
der nachfolgenden Untersuchung bildet, so mag er hier 
eine Stelle finden: 

Wird das Zeugniss oder die Eidesleistung ohne 
gesetzlichen Grund verweigert*), so ist der Zeuge in 
die durch die Weigerung verursachten Kosten, sowie 
zu einer Geldstrafe bis zu dreihundert Mark und fiir 
^ den Fall, dass diese nicht beigetrieben werden kann, 
zur Strafe der Haft bis zu sechs Wochen zu ver- 
urtheilen. 

Auch kann zur Erzwingung des Zeugnisses die Haft 

' angeordnet werden , jedoch nicht über die Zeit der 

Beendigung des Verfahrens in der Instanz, auch nicht 

über die Zeit von sechs Monaten, und bei,Ueber- 



*) In §. 355 der C.-P.-O. heisst es: Wird das Zeugniss oder die 
Eidesleistung ohne Angabe eines Grundes oder, nachdem der vorge- 
schützte Grund rechtskräftig für unerheblich erklärt, verweigert u. s. w. 
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tretungen nicht über die Zeit von sechs Wochen 
^ hinaus. 

Die Befugniss zu diesen Massregeln steht auch 
dem Untersuchungsrichter, dem Amtsrichter im Vor- 
verfahren, sowie dem beauftragten und ersuchten 
Richter zu. 

Sind die Massregeln erschöpft, so können sie in 
demselben oder in einem anderen Verfahren , welches 
dieselbe That zum Gegenstande hat, nicht wieder- 
holt werden. 

Die Festsetzung und die Vollstreckung der Strafe 
gegen eine dem aktiven Heere oder der aktiven Marine 
angehörende Militärperson erfolgt auf Ersuchen durch 
das Militärgericht 

2) Bei den Bestimmungen, welche die deutsche Civil- 
processordnung vom 30. Januar 1877 über den Zeugniss- 
zwang enthält, ist zu unterscheiden, ob die Massregeln 
von Amtswegen oder nur auf Antrag verhängt werden. 
Der ungehorsame Zeuge wird (nach §. 355) vonAmts- 
wegen („ohne dass es eines Antrags bedarf") in die 
durch die Weigerung, das Zeugniss abzulegen, verursachten 
Kosten, sowie zu einer Geldstrafe bis zu dreihundert Mark 
und für den Fall, dass diese nicht beigetrieben werden 
kann, zur Strafe der Haft bis zu sechs Wochen verurtheilt. 
Auf Antrag kann ausserdem zur Erzwingung des Zeug- 
nisses die Haft angeordnet werden. Dies ist jedoch nur 
zulässig im Falle wiederholter Weigerung. Die Haft kann 
nicht über den Zeitpunkt der Beendigung des Processes 
in der Instanz hinaus vollstreckt werden. Es finden hierbei 
die Vorschriften über die Haft im Zwangsvollstreckungs- 
verfahren entsprechende Anwendung. 

3) Bestimmungen über den Zeugnisszwang finden 
sich endlich noch in dem Reichsgesetze vom 27. Juli 1877 
betreffend die Untersuchung von Seeunfällen. Der §.19 
dieses Gesetzes verordnet, dass so weit das letztere nicht 
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abweichende Bestimmungen enthält, Buch i, Abschnitt 6 
der deutschen St.-P.-O. entsprechend anzuwenden sind. 
Die Abweichungen bestehen darin, dass die Festsetzung 
und Vollstreckung von Strafen gegen Zeugen und Sach- 
verständige, sowie die Vorführung eines nicht erschienenen 
Zeugen auf Ersuchen durch das zuständige Gericht er- 
folgen. Anordnung der Haft zur Erzwingung 
eines Zeugnisses findet nicht statt. 

Diese Bestimmungen sind erst durch Beschluss der 
Reichstags - Commission fiir das Seeunfallsgesetz in das 
Gesetz gekommen. Von den Vertretern der Regierungen 
wurden sie vergeblich bekämpft. Zu Gunsten der Be- 
stimmungen wies man in der Commission jedoch darauf 
hin, dass ein thunlichst enger Anschluss an die Reichs- 
justizgesetze zu bewerkstelligen sei. Trotzdem wich man 
aber hinsichtlich des Zeugnisszwanges von diesen wieder 
ab. «Eine Haft zur Erzwingung des Zeugnisses sei bei 
den in Rede stehenden Untersuchung'en nicht angemessen, 
namentlich auch deshalb nicht, weil diese Zwangshaft 
nach %, 6g der St.-P.-O. niemals länger dauern darf, als 
bis zur Beendigung des Verfahrens in der Instanz, die 
hier, wo fast niemals eine Vernehmung von Zeugen vor 
der Hauptverhandlung stattfinden wird, in der Regel in 
demselben Termine, zu dem der Zeuge geladen ist, ein- 
treten wird.»*) Ist dies wirklich der Fall, dann sieht 
man erst recht nicht ein, weshalb eine Ausnahme von 
der Regel zu machen war. 

Eine Discussion über diese Beschlüsse fand nur bei 
der dritten Lesung im Reichstage**) statt. Zur Ver- 
theidigyng wurde namentlich hervorgehoben, «dass hier, 
wo der Nachtheil, um den es sich handelt, keine Strafe 



.*) Vgl. den Bericht der V. Commission, betr. die Untersuchung 
von Seeunfäilen (Aktenstück No. 95), S, 332 f, 

**) Stenographische Berichte des Reichstags, S. 878 ff. 
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ist, sondern nur eine Patententziehung wegen Unfähigkeit, 

eine Geldbusse — — ausreicht, und nur für den 

Fall, dass er (der Zeuge) sie nicht leisten kann, eine Gefang- 
nissstrafe (?) bis zu sechs Wochen einzutreten hat ^ Ausser- 
dem noch eine Zwangshaft eintreten zu lassen, scheint 
uns ausser Verhältniss mit der Natur des hier vor- 
liegenden Verfahrens.» 

Weitere Bestimmungen über den Zeugnisszwang sind 
in deutschen Reichsgesetzen nicht vorhanden. 



III. 

Es ist nun zunächst die Frage zu beantworten : Wer 
ist verpflichtet, Zeugniss abzulegen oder m. a. W. wer 
kann Object des Zeugnisszwanges sein? 

i) In den meisten deutschen Strafprocessordnungen 
ist an die Spitze der Bestimmungen über die Zeugen die 
aufgestellt, dass jeder. oder, was sich auch findet, jeder- 
mann im Staate verpflichtet sei, auf Erfordern vor Gericht 
zu erscheinen und Zeugniss abzulegen. Die deutsche 
St-P.-O. vom I. Februar 1877 enthält keine derartige 
Bestimmung ; sie setzt die Verpflichtung voraus und 
spricht nur von der Berechtigung, das Zeugniss in gewissen 
Fällen (§§. 51 — 54) zu verweigern. Es scheint hiemach 
selbstverständlich zu sein, dass jeder Deutsche vor jedem 
Gerichte des deutschen Reiches verpflichtet ist, Zeugniss 
abzulegen, wenn er nicht ein Recht hat, es zu ver- 
weigern. .Dieser Satz ist allerdings richtig, allein er folgt 
nicht aus der deutschen Strafprocessordnung. 

Die Zeugnisspflicht ist eine staatsbürgerliche Pflicht; 
sie besteht nur für den Inländer dem inländischen Staate 
gegenüber. Aus der Vereinigung der einzelnen deutschen 
Staaten zum deutschen Reiche folgt aber noch nicht, 
dass beispielsweise ein Preusse nach Bayern reisen muss, 
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um der Vorladung eines bayerischen Gerichtes ak Zeuge 
zu entsprechen. Um die Zeugnisspflicht in diesem Um- 
fange zu begründen, bedurfte es des Gesetzes vom 
21. Juni 1869, betreffend die Gewährung der Rechtshülfe 
fB. G. Bl., S. 405). §. 40 Abs. I desselben lautet: 

Jeder Norddeutsche ist verpflichtet, auf Anordnung 
des Civil- oder Strafgerichts vor demselben zum 
Zwecke seiner Vernehmung als Zeuge zu erscheinen, 
auch wenn er einem anderen Bundesstaate 
angehört. Diese Vorschrift findet keine Anwendung 
auf Personen, welche nach dem am Wohnsitze der- 
selben geltenden Rechte nicht verbunden sind, persön- 
lich vor Gericht zu erscheinen oder in der betreffen- 
den Sache Zeugniss abzulegen. 

Anfänglich galt das citirte Gesetz nur für den nord- 
deutschen Bund. Auf die süddeutschen Staaten A^urde 
es durch die mit denselben vereinbarte Verfassung und 
auf Elsass - Lothringen durch das Gesetz vom 1 1 . December 
1871 (R.-G.-B1., S. 445) ausgedehnt. Der §. 40 Abs. i 
dieses Gesetzes behält seine Gültigkeit, trotzdem das deutsche 
Gerichtsverfassungsgesetz vom 27. Januar 1877 in dem 
dreizehnten Titel einige Bestimmungen über die Rechts- 
hülfe getroffen hat. Es besteht also jetzt die Regel, dass 
jeder Deutsche in allen deutschen Bundesstaaten, gleich- 
viel ob und in welchem er sich gerade aufhält, verpflichtet ist, 
der Vorladung Folge zu leisten und Zeugniss abzulegen. 
Doch nicht für den Deutschen allein, auch für den 
Ausländer gilt unter gewissen Bedingungen die eben an- 
geführte Regel. Es ist dabei aber zu unterscheiden, ob 
sich der Ausländer im deutschen Reiche oder im Aus- 
lande aufhält. 

Befindet sich der Ausländer im deutschen Reiche, so 
ist er in gleicher Weise wie der Deutsche zum Zeugnisse 
verpflichtet Und diese Verpflichtung lässt sich auch-leicht 
rechtfertigen. Der Ausländer geniesst während seines 
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Aufenthaltes den Schutz des deutschen Reiches, er kann 
^ viele Rechte ebenso wie der Deutsche ausüben, da ist es 
nicht mehr wie billig, dass er die Erfüllung gewisser 
Pflichten übernimmt. Es kann auch nicht fraglich sein, 
dass die Zeugnisspflicht des Ausländers, nach deutschen 
Gesetzen zu beurtheilen ist. 

Befindet sich der Ausländer dagegen nicht im deutschen 
Reiche, so gestaltet sich die Sache anders und zwar je 
nachdem die Vernehmung des Ausländers im Auslande 
oder im deutschen Reiche gewünscht wird. 

Soll der Ausländer im Auslande als Zeuge ver- 
nommen werden, so muss dies durch Requisition einer 
ausländischen Behörde erfolgen. Da es im Interesse aller 
Staaten liegt, so wird den Requisitionen gewöhnlich oder 
wenigstens im Falle der Reciprocität entsprochen. Es 
bestehen aber auch in dieser Hinsicht vertragsmässige 
Abmachungen. So enthalten beispielsweise vier von den 
fünf Auslieferungsverträgen , welche das deutsche Reich 
bis jetzt geschlossen hat^), besondere Vorschriften über 
die Vernehmung von Ausländern durch Requisition in 
nicht politischen Untersuchungssachen. Dass die Zeugniss- 
pflicht des Ausländers nach dem Rechte des requirirten 
Staates zu beurtheilen, ist eine noth wendige Folge der 
Ansicht, dass der Ausländer im deutschen Reiche sich 
nicht auf das ausländische Recht berufen kann. Es sind 
also z. B. die Eidesfähigkeit des Zeugen, die Verweigerungs- 
gründe, die Bekräftigung der Aussage u. s. w. nach aus- 



*) ^S\' ^^' '2 ^€s Auslieferungsvertrages mit Italien vom 31. Oct. 
1871 (R.-G.-Bl. , S. 446), Art. 12 des A. mit der Schweiz vom 
24, Januar 1874 (R.-G.-B1., S, I13); Art. 13 des A. mit Belgien vom 
24. December 1874 (R.-G.-Bl., S. 73) ; Art. 13 des A. mit Luxemburg 
vom 9. März 1876 (R. -G.-Bl., S. 223). Eine derartige Bestimmung 
fehlt also nur in dem A. mit Grossbritannien vom 14. Mai 1872 (R.-G.-B1., 
S. 229). 
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ländischem Rechte zu entscheiden.*) Ausdrücklich an- 
erkannt ist dies in den erwähnten Auslieferungsverträgen ; 
es soll dem Ersuchsschreiben „nach Massgabe der Gesetz- 
gebung des Landes, wo der Zeuge vernommen — — 
werden soll, stattgegeben werden." Auch findet sich hier 
die Bestimmung, dass der in dem Ersuchsschreiben ent- 
haltene Antrag nicht erfüllt wird, „wenn die Untersuchung 
eine Handlung zum Gegenstande hat, welche nach den 
Gesetzen des Staates, an welchen das Ersuchsschreiben 

« 

gerichtet ist, nicht gerichtlich strafbar ist."**) 

Die Vernehmung des Ausländers im deutschen Reiche, 
wenn derselbe sich daselbst nicht aufhält, ist lediglich 
von dem Willen des Ausländers abhängig. Ein Zwang 
zur Reise in das deutsche Reich kann von der Regierung 
des requirirten Staates nicht ausgeübt werden. Die bereits 
erwähnten Auslieferungsverträge schreiben für den Fall, 
dass in einer nicht politischen Untersuchungssache das 
persönliche Erscheinen eines Zeugen nothwendig ist, nur 
vor***), dass die Regierung des Landes, in welchem der 



*) Vgl. Erk. des Ober-Try?unals in Goltdammer's Archiv, Bd IX, 
S. 121, 406; Bd. XIII, S. 203; Bd. XVII, S. 128. 

**) von Bar hat in seinem interaationalen Privat- und Strafrecht 
(1862), S. 578 sich in gleichem Sinne ausgesprochen: — „Die Ver- 
pflichtung der Unterthanen zur Unterstützung fremder Staaten und folge- 
weise auch die Verpflichtung der Unterthanen, zur Unterstützung einer 
fremden Rechtsordnung mitzuwirken , erstreckt sich nicht auf die Ver- 
folgung partikularrechtlicher Ansprüche." 

***) Vgl, Art. 13 des italienischen, Art. 13 des Schweiz., Art. 14 
des belgischen und Art. 14 des luxemburgischen Auslieferungsvertrages. 
Der Zeuge kann in diesem Falle die Kosten seiner Reise nach den 
Tarifsätzen uod Reglements des requirirenden oder des requirirten Staates 
verlangen. Auch kann ihm auf seinen Antrag der Gesammtbetrag oder 
ein Theil der Kosten vorgeschossen werden. Der Zeuge ist auch noch 
insofern geschützt, dass er in dem requirirenden Staate, wenn er der Vor- 
ladung freiwillig Folge leistet, daselbst wegen früherer strafbarer Hand- 
lungen oder Verurtheilungen oder unter dem Vorwande der Mitschuld an. 
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Zeuge wohnt, denselben auffordern soll, der Vorladung, 
welche die andere Regierung an ihn gerichtet hat, Folge 
zu leisten. Erscheint der Ausländer vor dem deutschen 
Gerichte, um Zeugniss abzulegen, so unterwirft er sich 
damit den deutschen Strafprocessgesetzen. Dass Inhalt 
und Umfang der Zeugnisspflicht in diesem Falle nach 
deutschem Rechte zu bestimmen ist, folgt übrigens auch 
schon daraus, dass das deutsche Gericht ausländische 
Strafprocessgesetze nicht anwenden darf. 

2) Von der oben aufgestellten Regel über die Zeug- 
nisspflicht gibt es Ausnahmen, die ich der Vollständigkeit 
wegen kurz erwähnen will. Die deutsche St.-P.-0. vom 
I. Februar 1877 enthält nur ein ausdrückliches Verbot 
der Zeugenvernehmung. Nach §. 53 sollen öffentliche 
Beamte, auch wenn sie nicht mehr im Dienste sind, über 
Umstände, auf welche sich ihre Pflicht zur Amtsver- 
schwiegenheit bezieht, als Zeugen nur mit Genehmigung 
ihrer vorgesetzten Dienstbehörde oder der ihnen zuletzt 
vorgesetzt gewesenen Dienstbehörde vernommen werden. 
Abgesehen von diesem Falle kommen nur Ablehnungsrechte 
vor, welche gewissen Personen eingeräumt sind. Es ge- 
hören hierher nach §.51 der Verlobte, der Ehegatte (auch 
wenn die Ehe nicht mehr besteht) und gewisse Verwandte 
des Beschuldigten. Diese Personen müssen vor der Ver- 
nehmung über ihr Ablehnungsrecht belehrt werden. Sie 
können auf ihr Recht verzichten, einen Verzicht selbst 
während der Vernehmung widerrufen. Es haben ferner 
nach S- 52 ein Ablehnungsrecht Geistliche, Vertheidiger 
des Beschuldigten, Rechtsanwälte und Aerzte in Ansehung 
desjenigen, was ihnen bei Ausübung der Seelsorge b2;.w. 



den Handlungen, welche den Gegenstand der Untersuchung bilden, worin 
er als Zeuge erscheinen soll, nicht zur Untersuchung gezogen oder in 
Haft genommen werden darf. Die Staatsangehörigkeit des Zeugen ist 
dabei einflusslos. 
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ihres Berufs anvertraut ist. In diesen Fällen kann selbst- 
verständlich nur der Beschuldigte auf das Ablehnungsrecht 
verzichten. Und endlich ist nach §. 54 jeder Zeuge be- 
rechtigt, die Auskunft auf solche Fragen zu verweigern, 
deren Beantwortung ihm selbst oder anderen Personen, 
in Betreff deren er ein Ablehnungsrecht hat, die Gefahr 
strafgerichtlicher Verfolgung zuziehen würde.*) Das Ab- 
lehnungsrecht ist in diesem letzten Falle sehr beschränkt. 
Andere Strafprocessordnungen , unter ihnöti auch die 
österreichische vonl 23. Mai 1873, gestatten das Zeugniss 
zu verweigern, wenn der Zeuge zu seiner eigenen oder 
eines nahen Angehörigen Schande aussagen müsste." Ich 
halte diese Bestimmung für besser und den hiergegen in 
den Motiven angeführten Grund, dass der Begriff der 
Schande ein^ so dehnbarer sei , nicht für durchschlagend. 

Etie deutsche Civilprocessordnung vom 30. Januar 

« 

1873 schliesst sich in der Behandlung der Ausnahmen im 
wesentlichen an die St.-P.-0. fin, doch ist der Kreis der 
Ausnahmen (§§. 348 — 350) ein grösserer. 

Hiermit sind jedoch die Ausnahmen nicht erschöpft, 
andere werden noch im Staats- und Völkerrechte 
erwähnt. 

Nicht verpflichtet wegen seiner Unverantwortlichkeit 
ist jeder deutsche Bundesfürst in dem von ihm be- 
herrschten Bundesstaate. Dies ist so selbstverständlich, 
dass eine besondere Bestimmung, wie sie sich beispiels- 
weise in Art. 228 der revidirten sächsischen St. -P. -O. 
findet, als überflüssig erscheint. Ausserhalb des eigenen 
Bundesstaates geniesst jeder Bundesfürst nach völkerrecht- 



*) Wer das Zeugniss verweigern will, hat die Thatsache, auf welche 
er sein Recht stützt, glaubhaft zu machen (St.-P.-O., §. 55, C.-P.-O., 

■ * 

§§• 35^ — 354)' Es kann dies durch alle Beweismittel geschehen, mir 
ist im Civilprocess (C.-P.-O., §. 266) Eideszuschiebung nicht gestattet, im 
Strafprocess genügt eidliche Versicherung des Zeugen. 

Dochow, Zeugnisszwang. 3 
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lichem Gebrayehe dasselbe Recht/) Nach Landesrecht 
und nicht nach den Justiz-Gesetzen ist zu beurtheilen, ob 
die Mitglieder der landesherrlichen Familien in dem 
Bundesstaate, dem sie angehören, zur Ablegung eines 
Zeugnisses gezwungen werden können. Die deutsche 
St-P.-O. enthält im §. 71 nur Bestimmungen darüber, 
in welcher Weise die Landesherren und die Mitglieder 
der landesherrlichen Familien als Zeugen zu vernehmen 
sind. Zeugnisszwang darf endlich nicht ausgeübt werden 
gegen die Personen, welche in dem deutschen Reiche 
eine fremde Souveränetät vertreten.**) Ausnahmsweise***) 
können auch Consuln, die im deutschen Reiche angestellt 
sind, von der Zeugnisspflicht befreit sein. 

3) Keine Ausnahme von der Regel ist zu Gunsten 
der Redacteure gemacht. 

Bekanntlich enthielt der Entwurf des Reichs -Press- 
gesetzes nach den Beschlüssen der Commission in dem 
Abschnitte, welcher der Verantwortlichkeit für die durch 
die Presse begangenen strafbaren Handlungen gewidmet 
ist, die Bestimmung, dass der Redacteur, Verleger und 
Drucker berechtigt seien, das Zeugniss über die Person 
des Verfassers, Herausgebers und Einsenders zu verweigern. 
Die Streichung dieser Bestimmung war die nothwendige 
Voraussetzung für die Annahme des Entwurfs von Seiten 
des Bundesraths. 

Neue Versuche, die Zeugnisspflicht für Redacteure etc. 
zu beseitigen, wurden bei der Berathung der deutschen 
St.-P.-O. gemacht. Die Reichstags- Commission nahm 
folgende Bestimmung als §. 44 auf: 



*) In Elsass- Lothringen sind die Bundesfursten , da sie Träger der 
Reichsgewalt sind, nach deutschem Staatsrecht befreit. 

**) G.-V.-G. §§ 18—20; vgl, von Bar, international. Privat- und 
Strafrecht, S. 572 ff. und /T. Meyer, Lehrbuch des deutschen Strafrechts 
(2. Aufl.), S. 127 f. 

***) G.-V.-G. § 21. 
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Wird der Gegenstand einer Strafverfolgung durch 
denjnhalt einer periodischen Druckschrift gebildet, für 
welche nach §. 20, Abs. 2 des Gesetzes über die Presse 
vom 7. Mai 1874 der verantwortliche Redacteur als 
Thäter haftet, so sind Verleger, Redacteure und Drucker, 
sowie deren zur Herstellung . der Druckschrift ver- 
wendetes Hülfspersonal berechtigt, das Zeugniss über 
die Person des Verfassers und Einsenders zu ver- 
weigern. 
Diese Bestimmung wufde im Reichstage bei der 
zweiten Berathung als §, 54 angenommen, in dem 
Schreiben, des Reichskanzlers vom 12. December 1876 
fls unannehmbar erklärt und dann bei der dritten Be- 
rathung auf Antrag der Abg. Miquel und Genossen mit 
Recht gestrichen.*) Es gilt also für die Fälle, auf welche sich 
der citirte Paragraph bezieht, die Regel. Auch die österr. 
St.-P.-O. vom 23. Mai 1873 hat zu Gunsten der Redacteure 
keine Ausnahme von der Zeugnisspflicht zugelassen. 

Wendet man die allgemeine Regel über die Zeugniss- 
pflicht auf den Redacteur u. s. w. an, so muss man zwei 
Fälle unterscheiden: 

I) Ist der Redacteur Theilnehmer an der durch die 
Veröffentlichung des eingesendeten Aufsatzes begangenen 
strafbaren Handlung, so kann er nach §. 56, Z. 3 der 
deutschen St-P.-O. unbeeidigt vernommen werden, denn 
es heisst daselbst: 

Unbeeidigt sind zu vernehmen : 

3) Personen, welche hinsichtlich der den Gegen- 
stand der Untersuchung bildenden That als Theil- 
nehmer, . Begünstiger oder Hehler verdächtig oder 
bereits abgeurtheilt sind. 



*) Vgl. über die Verhandlungen und den Bericht der Reich stags- 
Commission von Schwarzes Comm. zu der deutschen St.-P.-O., S. 183 ff. 
und auch Kayser in v(m HoHzendorff' s Handbuch des deutschen Straf- 
rech?S, Bd. IV (1877), S. 634 ff. 

3* 
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Nothwendige Voraussetzung ist dabei, dass der 
Redacteur nicht zu gleicher Zeit mit dem oder den 
anderen Mitschuldigen vor Gericht steht. In diesem Falle 
kann von Zeugnisspflicht selbstverständlich nicht geredet 
werden. Allein wenn beispielsweise der Redacteur bereits 
verurtheilt ist und später Anklage gegen einen Mit- 
schuldigen erhoben werden soll, so steht nach meiner 
Ansicht der Vernehmung des Redacteurs nichts entgegen. 
Auf einen solchen Fall sind alle Vorschriften über Zeug- 
nisspflicht und Zeugnisszwang unzweifelhaft anwendbar. 
Dass die Zeugenaussage nicht beeidigt wird, ist unerheblich. 

2) Ist der Redacteur an der betreffenden strafbaren 
Handlung nicht betheiligt oder wird derselbe auf Grund 
des §. 21 des Reichs- Pressgesetzes vom 7 Mai 1874 nur 
wegen Fahrlässigkeit bestraft, so ist er wie jeder andere 
Zeuge zur Aussage und Beeidigung derselben verpflichtet 
und kann das Zeugniss daher nur aus den gesetzlich zu- 
gelassenen Gründen verweigern.*) 

Dass der verantwortliche Redacteur einer periodischen 
Druckschrift nicht durch Uebernahme der Verantwortlich- 
keit für ein Pressvergehen sich von der Zeugnisspflicht 
befreien kann, ist nicht zweifelhaft. Der Abs. 2 des S« 20 
des Reichs - Pressgesetzes ist lediglich im Interesse des 
Staates aufgestellt, um unter allen Umständen eine verant- 
wortliche Person zu haben. Der Staat wird stets zunächst 
nach der wirklich schuldigen Person suchen und erst, 
wenn diese nicht gefunden werden kann, den Redacteur 
der periodischen Druckschrift zur Verantwortung heran- 
ziehen. Steht aber fest, dass die Thäterschaft des 
Redacteurs durch besondere Umstände ausgeschlossen 



*) Es bedarf wol nicht der Erwähnung, dass die allgemeinen Be- 
stimmungen über die Zeugnisspflicht, obwol im Texte nur der Redacteur 
erwähnt ist, auch auf den Verleger und Drucker anzuwenden sind. 
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wird, so gelten für ihn die allgemeinen Bestimmungen 
über Zeugnisspflicht. 

Die Befreiung von der Zeugnisspflicht wird von der 
Presse nach wie vor als zu erreichendes Ziel verfolgt 
werden und zwar nicht nur für den verantwortlichen 
Redacteur einer periodischen Druckschrift, sondern auch 
für den Verleger, den Drucker und das Hülfspersonal. 
Das mag consequent sein, aber man darf sich dann nicht 
zur Rechtfertigung dieses Anspruches auf die Analogie 
mit dem Beichtvater, Vertheidiger und Rechtsanwalt be- 
rufen, die nicht einmal zu Gunsten des verantwortlichen 
Redacteurs angenommen werden kann. Welcher Unter- 
schied liegt nicht allein schon darin, worauf Heinze *) auf- 
merksam macht, dass die Mittheilung in der Brust des 
Beichtvaters u. s. w. verwahrt bleiben, von dem Redacteur 
aber in die Welt hinausgerufen werden soll. Zur Recht- 
fertigung der Ausnahme lassen sich nur die besonderen 
Verhältnisse der Presse anfuhren. Ich halte es nicht für 
nöthig, eine Ausnahme zu machen, glaube jedoch, dass 
der^Staat ein Vorrecht von solcher Bedeutung nur unter 
der Bedingung einräumen kann, dass das entsprechende 
Pflichtbewusstsein vorhanden ist. Dass dasselbe bei einem 
grossen Theil der heutigen Journalisten sich nicht findet, 
ist nicht zu bestreiten. Ich brauche zur Rechtfertigung 
dieser Behauptung nur auf die Artikel hinzuweisen, welche 
in diesem Jahre über die Zeugnisspflicht selbst von täg- 
lich zweimal erscheinenden Zeitungen gebracht sind. 

Bis zur Einführung der deutschen Justiz-Gesetze bleiben 
die landesrechtlichen Bestimmungen, nach welchen der 
Redacteur u. s. w. von der Zeugnisspflicht befreit ist, in 
Giltigkeit. 



*) Strafprocessuale Erörterungen (1875), S. 114. Ich verweise hier 
noch besonders auf den 22. Abschnitt, in welchem Heinze auf die straf- 
rechtlichen Privilegien der Presse näher eingeht. 
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IV. 



Auch bei der Beantwortung der Frage, in welchem 
Umfange die Zeugnisspflicht in sachlicher Hinsicht 
besteht,' ist vom §. 40 Abs. i des Gesetzes vom 21. Juni 
1869, betreffend die Gewährung der Rechtshülfe, auszu- 
gehen.*) Hiernach ist jetzt jeder Deutsche verpflichtet, 
auf Anordnung des Civil- oder Strafgerichts vor dem- 
selben zum Zwecke seiner Vernehmung als Zeuge zu er- 
scheinen. Eine Beschränkung auf bestimmte Gegenstände 
folgt nicht etwa daraus, dass in §. 40 nur von Civil- und 
Strafgerichten gesprochen wird. Die Competenz dieser 
Gerichte ist hierbei einflusslos. Der Zweck der Bestim- 
mung ist nur der, dass die Zeugenvernehmung vor richter- 
lichen Beamten erfolgen soll. 

Als Regel kann man also den Satz aufstellen, dass 
überall da, wo der Staat Zeugnisse gebraucht, auch Ver- 
pflichtung vorhanden ist, Zeugniss abzulegen, wenn nicht 
ein Ablehnungsrecht geltend gemacht werden kann. Im 
Gebiete des Straf- und des Disciplinarverfahrens hat jnan 
diese Regel jedoch vielfach nicht anerkennen wollen und 
die Zeugnisspflicht zu beschränken versucht. 

Auf dem fünften deutschen Juristentage, wo man sich 
mit dem Zeugnisszwange beschäftigte, schlug !)^o/in als 
Referent den Satz zur Annahme vor, dass niemand ge- 
zwungen werden dürfe, ein Zeugniss abzugeben, so lange es 
nicht feststeht, dass ein Delikt begangen ist Noch weiter 
ging ein im Laufe der Verhandlungen gestellter Antrag, 
dass niemand verpflichtet sei, über eine strafbare Handlung 
sich als Zeuge vernehmen zu lassen, so lange die Unter- 
suchung noch nicht gegen einen bestimmten persönlichen 
Thäter dieser Handlung gerichtet ist. Die dritte Ab- 
theilung des Juristentages nahm keinen von diesen beiden 



*} Vgl. S. 29 dieser Schrift. 
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Anträgen an, sondern entschied sich dafür, dass niemand 
gezwungen werden dürfe, ein Zeugniss abzulegen, bevor 
die gerichtliche Voruntersuchung eröffnet ist. Wundern 
kann man sich darüber, dass man nicht gleich die 
Zeugnisspflicht in Strafsachen auf die Hauptverhandlung 
beschränkt hat. 

' Später forderte der deutsche Juristentag Gutachten 
speciell über die Frage ein: „Soll die Zeugnisspflicht in 
Criminalsachen so lange nicht anerkannt werden, bis die 
Untersuchung die Richtung gegen eine bestimmte Person 
genommen hat?" In dem von Lewald*) erstatteten Gut- 
achten spricht sich dieser dafür aus, dass die Zeugniss- 
pflicht in Criminalsachen in vollem Umfange bestehen 
müsse, gleichviel ob die Untersuchung die Richtung gegen 
eine bestimmte Person schon genommen hat oder nicht; 
es dürfe jedoch niemand zu einem Zeugnisse gezwungen 
werden, so lange es sich nicht um ein in dem Reichs- 
strafgesetzbuche mit Strafe bedrohtes Verbrechen oder 
Vergehen gegen eine bestimmte Person handelt. Was 
Lewald in dem ersten Satze gibt, nimmt er in dem 
zweiten theil weise wieder fort. Zeugnisspflicht und Zeugniss- 
zwang müssen sich decken. Eine Zeugnisspflicht, die nicht 
erzwungen werden kann, hat für den Staat keine Be- 
deutung. Dass in Disciplinarsachen Zeugnisspflicht nicht 
besteht, ist nach Lewald selbstverständlich. Davon später. 
Im wesentlichen stimmt Ullmann^^) in seinem Gutachten 
mit Lewald überein. 

Dass derartige Gutachten und Beschlüsse schätzbares 
Material für die Gesetzgebung der Zukunft sdn mögen, 
will ich nicht bestreiten. Für die nächste Zeit, und an 
die 'denkt man doch zunächst in Gesetzgebungsfragen, ist 

*) Verhandlungen des lo. deutschen Juristentages, Bd. I (1872), 
S. 144 ff. 

**) Verhandlungen des 11. deutschen Juristentages, Bd. I (1873), 
S. 90 ff. 
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keine Aussicht auf Realisirung vorhanden, weil die Be- 
dürfnisse des Staates heute noch andere Bestimmungen 
erheischen. 

Zur Rechtfertigung der Beschränkungen der Zeugniss- 
pflicht für Strafsachen pflegt man in der Regel zwei 
Gründe anzuführen. Es sei, so sagt man, nicht mehr 
Zeugnisspflicht, sondern Denunciationspflicht , wenn man 
eine Aussage verlange, obgleich die Untersuchung noch 
nicht gegen eine bestimmte Person eingeleitet sei. Die 
Unrichtigkeit dieses Satzes ist sehr leicht nachzuweisen. 
Denunciation und Zeugniss im Strafverfahren unterscheiden 
sich sehr wesentlich von einander, die erstere geschieht 
freiwillig und aus eigenem Antriebe des Denuncianten, 
das letztere wird nur auf Erfordern von dem Zeugen ab- 
gelegt. Beide stimmen aber darin überein, dass eine Be- 
zeichnung des Schuldigen durchaus nicht nothwendig ist. 
Mit Recht macht auch Heinze *) darauf aufmerksam, dass 
die Zeugnisspflicht nicht die relative Verpflichtung ist, 
„für oder gegen eine bestimmte Person als Zeuge aufzu- 
treten, sondern die absolute Verpflichtung, in einem Rechts- 
handel hinsichtlich aller dem Gericht erheblich erscheinen- 
den Thatumstände mit der eigenen Wissenschaft hervor- 
zutreten. Man fasst das Wesen des Zeugnisses irrig auf, 
wenn man den Zeugen in eine gewisse Parteibeziehung 
zu dem Beschuldigten bringt." Der Staat kann Zeugnisse 
für die Fälle gar nicht entbehren, wo es zu ermitteln gilt, 
wer der Thäter einer strafbaren Handlung, oder ob über- 
haupt eine strafbare Handlung begangen ist. Dass die 
Behörden nur einschreiten, wenn es gewiss oder wahr- 
scheinlich ist, dass eine strafbare Handlung vorliege, ist 
doch wol selbstverständlich und daher eine Bestimmung, 
wie sie §. 3 der preussischen Cr.-O. enthält, überflüssig. 

Der andere Grund geht dahin, dass das Ablehnungs- 



*) Strafprocessuale Erörterungen (1875), S. 115. 
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recht von dem Zeugen nicht geltend gemacht werden 
könne, wenn die Person des Beschuldigten noch nicht 
feststehe. Dieser Grund passt zunächst nur auf Belastungs- 
zeugen. Aber selbst für diese kann eine solche Be- 
schränkung der Zeugnisspflicht nicht gerechtfertigt werden. 
Es können derartige Fälle vorkommen, wo das Recht des 
Staates, Zeugniss zu fordern, mit dem möglicherweise 
vorhandenen Rechte des Zeugen, Zeugniss zu verweigern, 
in CoUision geräth. Da aber eine Collision vollständig 
nicht zu vermeiden ist , so geht das öffentliche Interesse 
dem Privatinteresse vor. Die deutsche St.-P.-O. hat, um das 
Ablehnungsrecht des Zeugen möglichst zu sichern, im ^. 68 
vorgeschrieberi, dass dem Zeugen vor seiner Vernehmung 
der Gegenstand der Untersuchung und die Person des 
Beschuldigten, sofern ein solcher vorhanden ist, 
zu bezeichnen ist. 

Aus dem Begriffe des Zeugnisses können die er- 
wähnten , Beschränkungen hinsichtlich der Zeugnisspflicht 
in Strafsachen nicht abgeleitet werden. Und da besondere 
Bestimmungen in der deutschen St.-P.-O. fehlen, so gilt 
also die obige Regel ohne Ausnahme. Sind Zeugen- 
vernehmungen bei der Vorbereitung der öffentlichen Klage 
nothwendig, so stellt nach §. i6o der deutschen St.-P.-O. 
die Staatsanwaltschaft, da eine richterliche Untersuchungs- 
handlung in Frage ist, den Antrag bei dem Amtsrichter 
des Bezirks, in welchem der Zeuge zu vernehmen ist 

Wie steht es nun mit den Disciplinarsachen? Bei 
der Beantwortung dieser Frage thut man gut, zu unter- 
scheiden, ob überhaupt Zeugnisspflicht besteht und mit 
welchen Mitteln dieselbe erzwungen wird. In diesem Ab- 
schnitte- handelt es sich nur um die Zeugnisspflicht. 
Lewald und Ullmann haben sich gs^nz entschieden da- 
gegen ausgesprochen, dass in Disciplinarsachen Zeugniss- 
pflicht anzunehmen sei. Lewald beruft sich zur Recht- 
fertigung seiner Ansicht besonders auf einen Zeitungsartikel, 
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aus dem er folgenden Satz mittheilt: „Das Disciplinar- 
wesen, eine neue Schöpfung, hat mit Recht und Gerechtig- 
keit nichts zu schaffen; Disciplin ist nicht Justiz, sondern 
Dienstzwang, Zucht und Ordnung u. s. w." Selbst wenn 
dies vollständig richtig wäre, was es m. E.' nicht ist, 
würde daraus noch nicht folgen, dass in Disdplinar- 
sachen Zeugnisspflicht nicht vorhanden ist. Und Ullmann 
schreibt; „So lange nicht der Verdacht einer eventuell 
vor das Forum des Richters gehörenden criminellen Rechts- 
verletzung (criminell, hier im weiteren Sinne gedacht) vor- 
liegt, fehlen die Bedingungen der materiellen Competenz 
des Richters. Die Gerichte stehen im Dienste des Rechts, 
wie dieses im Gesetze niedergelegt ist, und nicht im 
Dienste der Disciplinarvorschriften und Dienstinstructionen 
der Verwaltungsbehörden.'* Ich halte diese Ausführung 
für unrichtig. Bei der Begründung der Zeugnisspflicht 
für Disciplinarsachen ist die Competenz der Behörde, 
welche das Disciplinarvergehen abzuurtheilen hat, völlig 
irrelevant. Da Ullmann de lege ferenda schreibt, so 
hindert ihn nichts, das fragliche Verhältniss gesetzlich zu 
regeln. Glaubt aber Ullmann auf Grund des geltenden 
Rechtes zu derartigen Aeusserungen berechtigt zu sein, 
so muss ich dies für das preussische Recht wenigstens 
bestreiten. Kann die Disciplinarbehörde nicht »selbst 
Zeugen vernehmen , ^ wozu sie jedoch wegen ihrer Zu- 
sammensetzung in vielen Fällen befugt ist, und muss sie 
daher eine richterliche Behörde requiriren, so handelt es 
sich hierbei nicht um Dienstvorschriften und Dienst- 
instructionen der Verwaltungsbehörden, sondern Requisition 
und Erfüllung derselben erfolgen nach gesetzlichen Be- 
stimmungen. 

Ich vermag nicht einzusehen, weshalb der Staat 
gerade in Disciplinarsachen auf das beste Beweismittel 
verzichten soll. Nach preussischem und nach Reichsrecht 
ist dies auch nicht geschehen. Nach den §§. 27 und 30 
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des preussischen Gesetzes vom 7. Mai 185 1, betreffend die 
Dienstvergehen der Richter und die unfreiwillige Versetzung 
derselben auf eine andere Stelle oder in den Ruhestand, 
können sowol in der Voruntersuchung, als auch in der 
mündlichen Verhandlung Zeugen eidlich vernommen wer- 
ben. Und dasselbe gilt nach den §§. 32 und 36 des 
preussischen Gesetzes vom 21. Juli 1852, betreffend die 
Dienstvergehen der nichtrichterlichen Beamten. Zur Er- 
gänzung sind die Bestimmungen der preussischen Cr.-O. 
über die Zeugen heranzuziehen.*) Auch die §§. 94, 105 
bis 107 des Reichsgesetzes vom 31. März 1873, betreffend 
die Rechtsverhältnisse der Reichsbeamten, erwähnen die 
Zeugen als Beweismittel. Da das erwähnte Reichsgesetz 
genügende Bestimmungen über die Vernehmung der Zeugen 
in Disciplinarsachen gegen Reichsbeamte nicht enthält, so 
müssen die gesetzlichen JBestimmungen des einzelnen 
Bundesstaates angewendet werden, in welchem der Reichs- 
beamte sein Domicil hat. Es sind also nach preussischem 
Rechte die Zeugen zu behandeln, wenn in Preussen eine 
Untersuchung eingeleitet ist. 

Die Versuche, die Zeugnisspflicht zu beschränken, 
lassen sich dadurch- leicht erklären, dass man in dieser 
Frage immer mehr an die Bedürfnisse der Presse, als an 
die des Staates gedacht hat. Da die behaupteten Be- 
schränkungen aber willkürlich sind, in den deutschen Justiz- 
gesetzen keine besonderen Bestimmungen zu Gunsten der 
Presse sich finden, so ergibt' sich also als Resultat die 
Regel, dass jeder, der verpflichtet ist, Zeugniss abzulegen, 
dieser Pflicht überall nachkommen muss, wo der Staat es 
verlangt und ein Ablehnungsrecht nicht geltend gemacht 
werden kann. Und dabei ist es irrelevant, in welcher 
Weise das Zeugniss abgelegt und ob dasselbe beeidigt 
wird oder nicht. 



*) Hierauf beruht meine Entscheidung des Falles Kanteckif vergl, 
S. 8 dieser ScKtift. 
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V. 

Betrachten wir nun die Massregeln, welche der Staat 
zur Erfüllung der Zeugnisspflicht anwenden lässt Wie 
bereits (S. i) angedeutet ist, muss hierbei unterschieden 
werden, ob der Zeuge ausgeblieben oder zwar erschienen 
ist, aber die Aussage beziehungsweise Eidesleistung ver- 
weigert. In beicjen Fällen tritt zunächst wegen des von 
dem Zeugen bewiesenen Ungehorsams Bestrafung (Geld- 
strafe bis zu dreihundert Mark event. Haft bis zu sechs 
Wochen) ein, es ist aber ausserdem noch ein Zwangs- 
mittel zulässig, Vorführungsbefehl in dem ersteren, Haft 
in dem zweiten Falle. Abgesehen hiervon enthalten die 
gesetzlichen Bestimmungen manche Verschiedenheiten hin- 
sichtlich der Behandlung der beiden Fälle. 

Im Anschluss an §. 138, Abs. 3 des deutschen St-G -B. 
wird die Strafe wegen Nichterscheinens des Zeugen in 
den Commentaren zur deutschen St -P.-O. gewöhnlich als 
Ordnungsstrafe bezeichnet Die Strafe wegen Verweige- 
rung des Zeugnisses nennt Thilo (S. 72) Disciplinarstrafe, 
von Schwarze (S. 203) Ungehorsamsstrafe. In den Proto- 
kollen der Justiz -Commission, betreffend die Berathung 
der Civilprocessordnnng fS. 127), wird bald von Ordnungs-, 
bald von Disciplinarstrafen gesprochen. So haben wir 
denn für denselben Gegenstand drei verschiedene Aus- 
drücke, von denen keiner in den betreffenden Paragraphen 
der beiden Processordnungen gebraucht wird. 

Von dem Ausdrucke „Ungehorsamsstrafe", der kein 
technischer ist, kann von vornherein abgesehen werden. 
Es lässt sich aber auch nicht rechtfertigen, die Strafe im 
ersteren Falle Ordnungsstrafe, im zweiten dagegen Dis- 
ciplinarstrafe zu nennen. Der Ausdruck Disciplinarstrafe 
ist überhaupt zu vermeiden, da er hier im weiteren Sinne 
genommen ist, und dann nichts anderes bezeichnet als 
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Ordnungsstrafe.*) Dass die Justiz -Gesetze die Disciplinar- 
strafe nur als Strafe für Beamte kennen, zeigt sich bei- 
spielsweise recht deutlich in §. i8o des Gerichtsverfassungs- 
Gesetzes vom 27. Januar' 1877, nach welchem eine 
Ordnungsstrafe wegen Ungebühr gegen Rechtsanwälte 
und Vertheidiger, vorbehaltlich der strafgericht- 
lichen oder disciplinaren Verfolgung, fest- 
gesetzt werden kann. 

Es bleibt nun noch der Ausdruck „Ordnungsstrafe" 
übrig. Für denselben spricht, dass das deutsche St.-G.-B. 
die Strafe wegen Nichterscheinens des Zeugen als Ordnungs- 
strafe bezeichnet hat. Gegen denselben muss man aber 
anführen, dass ihn die beiden Processordnungen in den 
betreffenden Paragraphen vermieden haben, obgleich er 
in dem Gerichtsverfassungs-Gesetze mehrfach vorkommt.**) 
Die über die Ordnungsstrafe vorhandenen Bestimmungen 
können keinesfalls hier zur Ergänzung herangezogen werden. 

Da die St.-P.-O. und die C.-P.-O. in den beiden er- 
wähnten Fällen den Ausdruck „Ordnungsstrafe" nicht ge- 
braucht haben — sie sprechen von einer Verurtheilung zu 
einer Geldstrafe — , so ist es m. E. nicht nothwendig, 
durch Heranziehung des Ausdruckes Veranlassung zu Irr- 
thümem zu geben. Ausserdem gewinnt man dann noch 
den Vortheil, dass man auf die Geldstrafe, soweit nicht 
besondere Bestimmungen erlassen sind, die * Grundsätze 
des deutschen St.-G.-B. anwenden kann. Es ergeben sich 
dann auch keine Lücken, was der Fall ist, wenn man die 
Strafe als Ordnungsstrafe auffasst. 

Obgleich die beiden Fälle in manchen Beziehungen 
gesetzlich gleich behandelt sind, ist es fiir die Darstellung 
doch besser, jeden Fall für sich zu betrachten. 

*) Wenn Struckmann und JCock in ihrem Commentar zur C.-P.-O. 
S. 2S0 sagen : „Die Strafe ist eine Ordnungsstrafe — , also disciplinärer 
Natur", so ist der Gegenstand m. E. dadurch nicht klarer geworden, 
**) G.-V.-G. §§. 56, 96, 178-184. 
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i) Ein ordnung3mässig*) geladener Zeuge 
ist ohne genügende Entschuldigung ausge- 
blieben.**) Nach %, 50 der deutschen St-P.-O. erfolgt 
in diesem Falle Verurtheilung in die durch das Ausbleiben 
verursachten Kosten***) und in eine Geldstrafe bis zu 
dreihundert Mark. Die Verurtheilung in Strafe und Kosten 
unterbleibt oder fällt fort, wenn das Ausbleiben des Zeugen 
genügend entschuldigt ist.*}-) Was dabei als genügende 
Entschuldigung anzusehen, ist dem freien Ermessen des 
Richters überlassen. 

Kann der Zeuge die Geldstrafe niclft bezahlen, so 
tritt Haft bis zu sechs Wochen ein. Bei der Umwandlung 
der erkannten Geldstrafe in Haft werden die in den SS- 28 
und 29 des deutschen St-G.-B. enthaltenen Grundsätze 
nicht angewendet. Dagegen steht m. E. nichts im Wege, 
die Vollstreckung der Haft nach S- 16, Abs. 2 des deutschen 
St.-G.-B. zu regeln. 

Der Richter hat nach der Verurtheilung des Zeugen, 
gleichviel ob die Strafe bereits vollstreckt ist, die Wahl, 
ob er denselben zwangsweise vorführen oder noch einmal 
vorladen lassen will. Wählt er das letztere und leistet 
dann der Zeuge auch der zweiten Vorladung nicht Folge, 



*) Vgl. st -P.-O. §§. 48, 49 J C.-P.-O. §§. 342, 343. 
**) Der (dritte) Entwurf der St.-P.-O. berücksichtigte in §. 48 auch 
noch den Fall, wenn der Zeuge sich ohne Erlaubniss entfernt. Es fragt 
sich nun , nachdem diese Worte gestrichen sind , wie dieser Fall zu ent- 
scheiden ist. Ist der Zeuge noch gar nicht vernommen, so ist er, wenn 
er sich entfernt, nach §. 50 der St.-P.-O. zu bestrafen, ist er dagegen 
bereits vernommen , so soll er zwar nach §. 247 der St.-P.-O. nur mit 
Genehmigung des Vorsitzenden von der Gerichtsstelle sich entfernen, allein 
eine besondere Strafandrohung für die Uebertretung dieser Vorschrift findet 
sich nicht; vgl. von Schwarze, S. 173 f., a. m. Thilo, S. 51. 

***) Zu diesen Kosten treten selbstverständlich noch die durch das 
betr. Verfahren, die Vollstreckung der Strafe und AnWiendung des Zwangs- 
mittels verursachten Kosten. 

t) St.-P.-O. §. 50 ; C.-P.-O. §. 346. 
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so triit wieder Verurtheilung ein. Darin liegt kein Ver- 
stoss gegen die Regel ne bis in idem, da es sich um 
einen neuen Ungehorsam des Zeugen handelt. Es kann 
sowol in dem ersten, als auch in dem zweiten Urtheile 
das Maximum der Geldstrafe verhängt werden. Nach der 
zweiten Verurtheilung kann der Richter nur noch einen Vor- 
führungsbefehl gegen den ungehorsamen Zeugen erlassen. 

Die deutsche C.-P.-O. weicht nur insofern von den 
erwähnten Bestimmungen ab, als nach §. 345, Abs. 2 die 
zwangsweise Vorführung des Zeugen erst im Falle wieder- 
holten Ausbleibens, d. h. nach der zweiten Verurtheilung, 
zulässig ist. 

2) Ein erschienener Zeuge verweigert 
ohne gesetzlichen Grund*) das Zeugniss**) 
oder die Eidesleistung. In diesem Falle tritt eben- 
falls zunächst Verurtheilung in die durch die Weigerung 
verursachten Kosten**) und in eine Geldstrafe, event. Haft 
ein. Es gelten hier die oben dargestellten Grundsätze 
hinsichtlich der Verwandlung und der Vollstreckung der 
Geldstrafe. Eine Abweichung besteht darin, dass die 
festgesetzte Strafe nicht wieder aufgehoben werden kann, 
auch wenn sich der Zeuge später bereit erklärt, Zeugniss 
abzulegen. Bei der Festsetzung der konkreten Strafe 
kann der Richter einerseits auf die Wichtigkeit des Gegen- 
standes, andererseits -auf die Motive des Zeugen, welche 
zur Verweigerung des Zeugnisses Veranlassung sind, Rück- 
sicht nehmen. 

Abweichend von dem ersteren Falle ist hier eine 
zweimalige Verurtheilung unzulässig. Der Richter hat aber 



*) Ohne gesetzlichen Grund wird das Zeugniss auch verweigert, 
wenn der vorgeschützte Grund rechtskräftig fiir unerheblich erklärt ist. 
Es ist aber überflüssig, dies noch zu erwähnen, vgl. C.-P,-0. §.355 und 
S. 25 dieser Schrift. 

♦*) Es ist irrelevant, ob die Aussage überhaupt oder nur die Be- 
antwortung einzelner Fragen verweigert wird. 
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nach der ersten Verurtheilung das Recht, zur Erzwingung 
des Zeugnisses oder der Eidesleistung die Haft anzuordnen. 
Von diesem Rechte wird er nur dann Gebrauch machen, 
wenn es nothwendig, wenn z. B. das betreffende Zeug^iss 
von grosser Wichtigkeit ist. In diesem Falle kann der 
Richter, nachdem der Zeuge wegen Verweigerung des 
Zeugnisses bestraft ist, die Haft anordnen. Es ist jedoch 
nicht vorgeschrieben, dass die erkannte Strafe erst voll- 
streckt sein müsse. Nun hat Thilo (S. 73) die Behauptung 
aufgestellt, dass die Haft nur dann angeordnet w^erden 
könne, wenn der Zeuge zu einem neuen Termine vor- 
geladen sei und in diesem wiederum das Zeugniss ohne 
gesetzlichen Grund verweigert habe. Ich halte Thilo s 
Ansicht für unrichtig. Richtig ist sie nur für die C.-P.-O., 
denn diese schreibt in §. 355, Abs. 2 vor, dass die Haft 
erst im Falle wiederholter Weigerung auf Ajitrag 
angeordnet werden kann. Das setzt selbstverständlich 
eine wiederholte Aufforderung voraus. In der St.-P.-0. 
findet sich davon nichts Der Richter kann vielmehr nach 
§. 69, Abs. 2 der St.-P.-.O., sobald er das Zeugniss für 
nothwendig hält und so lange das Verfahren in der Instanz 
noch nicht beendigt ist, die Haft gegen den wegen Ver- 
weigerung des Zeugnisses bereits bestraften Zeugen an- 
ordnen. 

Bei der Anordnung der Haft kann der Richter die 
Dauer der Haft fiir den konkreten Fall von vornherein 
bestimmen. Er darf dabei nach §. 69 der St.-P.-O. jedoch 
nicht die Haft über die Zeit von sechs Monaten und bei 
Uebertretungen nicht über die Zeit von sechs Wochen 
hinaus anordnen. Er ist aber auch befugt, die Dauer der 
Haft unbestimmt zu lassen. Als Endpunkte gelten dann 
die gesetzlichen Maxima. /' 

Die Haft hört auf, wenn sie nicht mehr nothwendig 
ist, d. h. wenn der Zeuge das verlangte Zeugniss abgelegt 
oder den Eid geleistet hat und wenn das Verfahren in 
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der Instanz beendigt ist. Nach §. 69, Abs. 4 der deutschen 
St.-P.-0. sollen in demselben oder in einem anderen Ver- 
fahren nur eine Bestrafung und Haft bis zu sechs Monaten 
bezw. sechs Wochen eintreten. Es ist aber zulässig, dass 
die Haft mit Unterbrechungen angeordnet wird. Nach 
von Schwarze (S. 205) ist „die Wiederholung der Be- 
strafung wie der Zwangshaft u. s. w. auch dann unzulässig, 
wenn in Folge einer Cassation oder einer Wiederaufnahme 
die Verhandlung von neuem eröffnet wird, oder wenn die 
That nach Beendigung des Strafverfahrens zum Gegen- 
stande eines Disciplinarverfahrens oder eines Civilprocesses 
gemacht wird." Nur zu Gunsten der amtsgerichtlichen 
Strafsachen, wenn gegen dieselben Berufung eingelegt 
wird, will von Schwarze (S. 204) eine Ausnahme gestatten. 
Ich halte beides nicht für richtig. Von einer Wieder- 
holung der Bestrafung kann in keinem Falle die Rede 
sein, dagegen unterliegt es m. E. nicht dem geringsten 
Bedenken, in demselben oder in einem anderen Verfahren, 
welches dieselbe That zum Gegenstande hat, Haft yon 
neuem anzuordnen, wenn das gesetzliche Maximum der- 
selben noch nicht erschöpft ist. Der §. 69 der St.-P.-O. 
sagt ja ausdrücklich, dass nur dann, wenn die Massregeln 
erschöpft sind, eine Wiederholung nicht eintreten kann. 

Die Strafe wegen Verweigerung des Zeugnisses ist 
vollständig unabhängig von der Strafe wegen Nicht- 
erscheinens 'des Zeugen. Der Ungehorsam des Zeugen 
ist in diesen beiden Fällen ganz verschieden. Es verstösst 
daher auch nicht gegen den Grundsatz ne bis in idem 
beide Strafen gegen denselben Zeugen auszusprechen. 

In der C.-P.-O.' sind theilweise abweichende Be- 
stimmungen für den zweiten Fall getroffen. Nach %. 355, 
Abs. 2 soll die Haft nur im Falle wiederholter Weigerung 
angeordnet werden. Es ist aber dazu noch ein Antrag 
der Partei nothwendig, da nach §. 792 die Kosten, welche 
durch die Haft entstehen, einschliesslich der Verpflegungs- 

Dochow, Zeugnisszwang. 4 
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kosten; von Monat zu Monat vorauszuzahlen sind. Die 
Haft endigt, wenn nicht früher, mit dem Zeitpunkte der 
Beendigung des Processes in der Instanz (§. 355, Abs. 2), 
unter allen Umständen aber, wenn der Zeuge sechs Monate 
in Haft gewesen ist {$. 794). Ausserdem wird der Zeuge, 
ebenso wie in dem letzteren Falle , von Amtswegen aus 
der Haft entlassen, wenn die Haftkosten nicht pünktlich 
vorausbezahlt sind; eine Erneuerung der Haft findet in 
diesem Falle nicht statt (§. 792 \ 

Wo die Haft in der St-R-O. und der C-P.-O. als 
Zwangsmittel zugelassen wird, können hinsichtlich der 
Vollstreckung derselben nicht die strafrechtlichen Grund- 
sätze angewendet werden. Es muss hier allgemein, obwol 
dies nur in §. 788 der C.-P.-O. vorgeschrieben, beachtet 
werden, dass die Haft in einem Räume, in welchem nicht 
zugleich Untersuchungs- und Strafgefangene sich befinden, 
zu vollstrecken ist. 

Es ist nun die Frage zu beantworten, wer zur Vor- 
nahme der für die beiden erwähnten Fälle bestimmten 
Massregeln berechtigt ist. 

Die beiden deutschen Processordnungen enthalten 
hierüber keine erschöpfenden Bestimmungen Der §. 69 
der St.-P.-0. sagt nur, dass die Befugniss auch dem 
Untersuchungsrichter, dem Amtsrichter im Vorverfahren*), 
sowie dem beauftragten und ersuchten Richter zusteht. 
Dass die Bestrafung des ungehorsamen Zeugen und die 
Anordnung von Zwangsmassregeln gegen denselben von 
dem erkennenden Richter ebenfalls ausgehen kann, ist 
selbstverständlich.**) Bestrafung und Anordnung der 



*) Vgl. St.-P.-0. §. 164; TAi/o, S. 53. 

**) In dem Verfahren vor Schöffengerichten nehmen die Schöffen 
nach §. 30 des G.-V.-G., da sie das Richteramt im vollen Umfange und 
mit gleichem Stimmrecht wie der Amtsrichter haben, auch bei der Fest- 
setzung der Strafe und bei der Anordnung der Zwangsmassregeln theil. 
Entschuldigt sich der Zeuge nachträglich, so erfolgt die Aufhebung der 
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Zwangsmassregeln sollen aber stets durch Verfügung oder 
Beschluss*) des Richters erfolgen.**) Es lässt sich also 
daraus, dass eine Behörde befugt ist, Zeugen vorzuladen 
und zu vernehmen, noch nicht das Recht ableiten, den 
ungehorsamen Zeugen zu bestrafen und Massregeln zur 
Erzwingung des Zeugnisses anzuordnen. So haben bei- 
spielsweise ' die Postbehörden das Recht, Zeugen vorzu- 
laden; sie müssen aber, wenn der Zeuge der Vorladung 
nicht Folge leistet, das Gericht requiriren. ***) In derselben 
Lage befindet sich die Staatsanwaltschalt) welche Zeugen 
vorladen und nicht eidlich vernehmen darf. Die Seeämter, 
deren Vorsitzende die Fähigkeit zum Richteramte haben, 
können die Zeugen sogar eidlich vernehmen, die Fest- 
setzung und Vollstreckung von Strafen gegen Zeugen 
sowie die Vorführung eines nicht erschienenen Zeugen 
müssen jedoch auf Ersuchen durch das zuständige Gericht 
erfolgen. +) 



Strafe u, s. w., so weit dies zulässig ist, ohne Mitwirkung der Schöffen, 
weil der Beschluss nicht während der Hauptverhandlung gefasst wird; 
vgl. ThiiOf S. 53, von Schwarze, S. 28. 

*) „Beschlüsse sind Ergebnisse einer CoUegialberathung, Ver- 
fügungen sind Ergebnisse des Entschlusses eines Einzelbeamten.*' 
{Thilo f S. 35.) Eine solche Unterscheidung mag sich empfehlen, sie ist 
aber m. E. in den Processordnungen wol nicht streng durchgeführt, so 
spricht z. B. §. 34 5 J Abs. 3 der C.-P.-O. nur von Beschlüssen 

**) Die Consuln, welchen Gerichtsbarkeit zusteht, haben dieselben 
Befugnisse wie die im Texte erwähnten richterlichen Personen ; vgl. §§. i ff, 
des pre^ss. Ges. vom 29. Juni 1865. Ich glaube aber nicht, dass die 
Consuln, welche nur zur Abhörung von Zeugen und zur Abnahme von 
Eiden befugt sind (§. 20 des Ges. vom 8. November 1867, betreffend 
die Organisation der Bundesconsulate [B -G.-Bl., S. 137]), dadurch das 
Recht erlangt haben, Zeugen zu bestrafen und Zwangsmassregeln an- 
zuordnen. 

***) Vgl, den auf S. 7 dieser Schrift abgedruckten §. 43 des, Ges. 
über das Postwesen. 

t) Vgl. §§. 18— 20 des Ges. vom 27. Juli 1877, betr. die Unter- 
suchung von Seeunfällen. 

4* 



"-.\^ 



— 52 — 

Geschieht eine Zeugenvernehmung durch Requisition 
eines Richters, so hat dieser die Requisition auszuführen. 
Dabei macht es keinen Unterschied, ob die requirirende 
Behörde eine richterliche oder eine nicht richterliche ist. 
Der requirirte Richter hat nicht zu prüfen, ob die Ver- 
nehmung des Zeugen im konkreten Falle nothwendig 
oder zulässig ist. Es würde sich dies praktisch auch gar 
nicht durchfuhren lassen. Bei der Ausführung der Requi- 
sition ist der Richter aber nicht das Organ der requiriren- 
den Behörde, sondern vollständig unabhängig von derselben. 
Er entscheidet über ein vom Zeugen etwa geltend ge- 
machtes Ablehnungsrecht, er setzt die Strafe fest, er 
ordnet die Zwangsmassregeln an.*) Schwierigkeiten kann 
dem requirirten Richter nur die Anordnung der Haft 
wegen Verweigerung des Zeugnisses machen. Die An- 
ordnung der Haft hängt von der Nothwendigkeit des 
Zeugnisses ab. Soll diese bei jeder Requisition stets ohne 
weiteres angenommen werden? In vielen Fällen wird 
eine Entscheidung in dieser Hinsicht vor Ablegung des 
Zeugnisses gar nicht möglich sein. Das Vorhandensein 
dieser Schwierigkeiten stösst jedoch die Regel nicht um, 
dass der requirirte Richter auch über die Anordnung der 
Zwangsmassregeln zu entscheiden hat. Die Unabhängig- 
keit des Richters wird also in keiner Weise alterirt. An 
diesem Zustande ändern auch die deutschen Justiz-Gesetze 
nicht das geringste. Nach wie vor werden Richter von 
anderen Richtern, von der Staatsanwaltschaft, von Ver- 
waltungsbehörden requirirt werden.**) 



*) Erk. des Ober -Tribunals in Goltdammet's Archiv, Bd. XVIII 
(1870), S. 768, Bd. XXII (1874), S. 433 f. u. a.'; unrichtig theilweise 
Endemann ^ Die Rechtshtilfe im norddeutschen Bunde (1869), S. 26 f. 

**) Ich will nicht unterlassen, darauf aufmerksam zu machen, dass 
das Ges. vom 21. Juni 1869, betr. die Gewährung der Rechtshülfe, und 
der 13. Titel des G.-V.-G. vom 27. Januar 1877, nur für Gerichte gelten. 
Für die Rechtshülfe, welche Verwaltungsbehörden u. s. w. von richter- 
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Ein besonderes Verfahren wird zum Zwecke der Be- 
strafung des Zeugen und der Anordnung der Zwangs- 
massregeln nicht eingeleitet. Es macht dabei auch keinen 
Unterschied, • ob die Sache vor dem erkennenden Richter 
sich abspielt oder nicht. Die Staatsanwaltschaft ist nur 
gegenwärtig, wenn die Bestrafung des Zeugen u. s. w. in 
der Hauptverhandlung in Strafsachen erfolgt, der Zeuge 
nur dann, wenn es sich um Verweigerung des Zeugnisses 
handelt. Man wird daher als Regel aufstellen können, 
dass ein Antrag der Staatsanwaltschaft zur Bestrafung 
des Zeugen u. s. w. selbst da nicht erforderlich ist, wo 
dieselbe der Verhandlung beiwohnt. 

Gegen die Verfügung oder den Beschluss, durch 
welchen die Strafe und die Zwangsmassregeln gegen den 
Zeugen festgesetzt, beziehungsweise wo dies gestattet ist, 
wieder aufgehoben werden, ist Beschwerde zulässig. In 
§. 345, Abs. 3 der C-P.-O. ist dies ausdrücklich erwähnt, 
für das Gebiet der St.-P.-O. folgt dasselbe aus den 
SS* 34^' A^s. I u. 2 und 347 der St.-R-O. Es fragt 
sich nun aber, ob auch der Staatsanwaltschaft das Rechts- 
mittel der Beschwerde zur Verfügung steht. Nach der 
C.-P.-O. ist dies zu leugnen und man sollte nun an- 
nehmen können, dass auch nach der St-P.-O. nur der 
Zeuge das Beschwerderecht habe. Das ist jedoch nicht 
der Fall. Nach dem Wortlaut der §§. 338 und 346 der 
St.-P.-O. lässt sich m. E. nicht bestreiten, dass die Staats- 
anwaltschaft befugt ist, Beschwerde .zu erheben. Mit der 
Auffassung der Staatsanwaltschaft, welche der St.-P.-O. 
zu Grunde liegt, verträgt sich auch dieser Zustand. Es ist 



liehen Behörden beanspruchen, gelten besondere Vorschriften. Es m'uss 
dabei unterschieden werden, ob die requirirende und die requirirte Be- 
hörde demselben Staate angehören oder nicht Die Reichsbehörden 
stehen den Landesbehörden wol gleich. Was speciell die Postbehörden 
anbetrifft, so ist denselben durch das Gesetz über das Postwesen das 
fragliche Recht eingeräumt. 
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ja möglich, dass im öffentlichen Interesse die Beschwerde 
erhoben ist. Nur dürfte sich dann der Unterschied zwischen 
Civil- und Strafprocessordnung nicht rechtfertigen lassen. 

Das Beschwerderecht ist von Seiten der Staatsanwalt- 
schaft in vielen Fällen, wenn man von den Hauptverhand- 
lungen in Strafsachen absieht, kaum geltend zu machen. 
Es fehlt nicht blos an Gelegenheit, sondern auch an Vor- 
schriften für die Gehendmachung des Beschwerderechtes. 
Nach §. 350 der St-P.-O. soll das Beschwerdegericht dem 
Gegner des Beschwerdeführers die Beschwerde zur schrift- 
lichen Gegenerklärung mittheilen. Als Gegner des sich 
beschwerenden Zeugen kann aber die Staatsanwaltschaft 
nicht angesehen werden. Wenn der Zeuge keinen Grund 
zur Beschwerde hat, so kommt die Sache auch nicht 
an das Beschwerdegericht. Es hängt also mehr oder 
weniger vom Zufalle ab, ob ausserhalb der Hauptver- 
handlung ein Fall , wo es im öffentlichen Interesse läge, 
Beschwerde zu erheben, zur Kenntniss der Staatsanwalt- 
schaft gelangt. 

Hinsichtlich der Anmeldung und Erledigung der 
Beschwerde finden sich in beiden Processordnungen ge- 
nügende Bestimmungen.') Nach ^, 535 der C.-P.-O. hat 
die Beschwerde aufschiebende Wirkung, aber nicht nach 
$. 349 der St.-P.-O., jedoch kann hier die Vollziehung der 
angefochtenen Entscheidung ausgesetzt werden. Für die 
Vollstreckung des Beschlusses gelten nur, so weit die 
Bestrafung des Zeugen in Frage ist, die strafrechtlichen 
Grundsätze. **) 

Es bleibt nur noch eine Frage und zwar hinsichtlich 
der St.-P.-O. zu beantworten: In welchen Strafsachen 
können die in den §§. 50 und 69 der St.-P.-O. enthaltenen 
Bestimmungen angewendet werden? 

•) Sl.-P.-0. §§. 348 ff.; C.-P.-O. §§. S30fF. 
**) Vgl. S. 46 dieser Schrift. 



/ 
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Bei der Beantwortung dieser Frage ^) ist von §. 3 des 
Einf.-Ges. zur St.-P.-O. auszugehen: 

Die Strafprocessordnung findet auf alle Strafsachen 

Anwendung, welche vor die ordentlichen Gerichte 

gehören. 
Der Begriff der Strafsache setzt nach den Motiven zu 
§. 3 des Einf.-Ges. zur St.-P.-O. (S. 254) ein Verfahren 
voraus, „welches die Entscheidung über die Anwendung 
einer strafrechtlichen Norm zum Zwecke hat." Es scheiden 
daher die Fälle aus, in denen eine nicht criminelle Strafe 
zu verhängen ist. Hierhin gehört namentlich die Ver- 
hängung von Executivstrafen, Ordnungsstrafen, Disciplinar- 
strafen. Diese Beschränkung liegt in der Natur der Sache, 
es tritt aber noch eine andere durch den citirten Para- 
graphen ein. Die St. -P.-O. ist nicht überall da anzu- 
wenden, wo es sich um eine criminelle Strafe handelt, 
sondern nur auf die Strafsachen, welche vor die ordent- 
lichen Gerichte gehören. Nach §.13 des G.-V.-G. ge- 
hören vor die ordentlichen Gerichte die Strafsachen , für 
welche nicht entweder die Zuständigkeit der Verwaltungs- 
behörden oder . Verwaltungsgerichte begründet ist, oder 
reichsgesetzlich besondere Gerichte bestellt oder zuge- 
lassen sind. Reichsgesetzlich bestellt sind nament- 
lich die Militärgerichte, die Consulargerichte, die Seeämt'er, 
reichsgesetzlich zugelassen die in §. 14 des 
G.-V.-G. erwähnten besonderen Gerichte 

Nach Lowe's Eintheilung**), die ich hier zu Grunde 
lege, sind in Betreff der Anwendbarkeit der St.-P.-0 drei 
Kategorieen von Strafsachen zu unterscheiden: 

I ) Strafsachen, welche schlechthin vor die ordentlichen 
Gerichte gehören (§. 3, Abs. i des Einf.-Ges. zur St -P.-O.). 



*) Ich verweise hierfür auf die detaillirten Ausführungen L'öwe*s 
in seinem ausgezeichneten Cbmmentar, bes. zu §. 3 des Einf.-Ges. zur 
St. -P.-O. und zu §. 13 des G.-V.-G. 
**) Comm, S. 193 
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2) Strafsachen, für welche besondere Gerichte zwar 
zugelassen sind, bei denen die Gerichtsbarkeit aber durch 
die Landesgesetzgebung den ordentlichen Gerichten über- 
tragen ist. Hier wird die St.-P.-O. nur dann ange\vendet 
wenn durch die Landesgesetzgebung, wozu diese befugt 
ist, nicht ein anderes Verfahren vorgeschrieben ist (§. 3, 
Abs. 2 des Einf.-Ges. zur St.-P.-O.). 

3) Strafsachen, welche vor die reichsgesetzlich oder 
landesgesetzlich bestellten besonderen Gerichte gehören. 
Hier gilt die St-P.-O. nur dann, wenn dies ausdrücklich 
bestimmt oder auf die allgemeinen Strafprocessvorschriften 
verwiesen ist. So weist das Reichsgesetz vom 27. Juli 
1877, betreffend die Untersuchung von Seeunfallen, auf 
die St.-P.-0. hin, trifft aber in einer Beziehung eine ab- 
weichende Bestimmung.*) Nach JJ. 36 des für die deutschen 
Consuln geltenden preussischen Gesetzes vom 29. Juni 1865 
sollen sich dieselben bei Verfolgung der strafbaren Hand- 
lungen nach der preussischen Cr.-O. richten. An Stelle 
derselben tritt selbstverständlich di^ deutsche St.-P.-O. 
Die Landesgesetzgebung hat aber ebenfalls das Recht, 
hier von der St-P.-O. abweichende Bestimmungen be- 
stehen zu lassen oder einzuführen. Es können daher 
auch die für das Verfahren vor den ordentlichen Gerichten 
aufgehobenen landesrechtlichen Bestimmungen über den 
Zeugnisszwang nach der Einführung der beiden Process- 
ordnungeti noch ferner in Geltung bleiben. Selbst wenn 
dieser Fall vorkäme, so würde er doch von sehr geringer 
Bedeutung sein. 

Besondere Schwierigkeiten verursacht noch die Er- 
zwingung der Zeugnisspflicht in Disciplinarsachen. * j Dass 
hier Zeugnisspflicht besteht, ist bereits (S. 41 ff. dieser Schrift) 



*) Ich berücksichtige hier nur das preussische Disciplinarrecht, 
doch dürften die Resultate im wesentlichen auch wol noch für andere 
Bundesstaaten Geltung beanspruchen können. 
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nachgewiesen worden, es handelt sich vielmehr nur darum, 
in welcher Weise dieselbe erzwingbar ist Ein Unterschied 
zwischen den Beamten des Reiches und der einzelnen 
Bundesstaaten besteht nicht. Das Reichsgesetz vom 
31. März 1873, betreffend die Rechtsverhältnisse der 
Reichsbeamten, enthält zwar Bestimmungen über das 
Disciplinarvierfahren, allein diese berücksichtigen nicht die 
Erzwingung der Zeugnisspflicht in Disciplinarsachen. Unter 
diesen Umständen ist eine verschiedene Beurtheilung 
möglich. 

In Preussen hat man zur Ergänzung die Bestimmungen 
der Cr.-O. über den Zeugnisszwang herangezogen. Nach 
Einführung der beiden Processordnungen wird man wol 
die St-P.-O. an Stelle der Cr.-O. anwenden. Es fragt 
sich dann aber, ob die Dauer der Hafl zur Erzwingung 
des Zeugnisses sechs Monate oder nur sechs Wochen be- 
tragen darf. Dass das Disciplinarvergehen im Sinne des 
^. I des deutschen St.-G.-B ein Vergehen oder eine Ueber- 
tretung ist, lässt sich m. E. aber nicht beweisen. Bei der 
Dreitheilung der strafbaren Handlungen hat man nur an 
die criminellen Strafen gedacht. Selbst wo man criminelle 
Strafen als Disciplinarstrafen benutzt, ist die Gleichheit 
doch eine nur äusserliche, ihrem Wesen nach bleiben beide 
durchaus verschieden. Jetzt tritt die Schwierigkeit in 
Preussen nicht hervor, da die Cr.-O. nur ein Zwangs- 
verfahren gegen ungehorsame Zeugen kennt. Ich glaube, 
dass hier durch ein Gesetz, und zwar durch ein Reichs- 
gesetz, Abhülfe zu verschaffen ist. Dann wäre es auch 
von vornherein unmöglich, im Disciplinarverfahren nach 
Einführung der beiden Processordnungen noch die Cr -O. 
anzuwenden, die doch nur für die Strafsachen aufgehoben 
wird, welche vor die ordentlichen Gerichte gehören. 

Es gibt jedoch einen Weg, der zum Ziele führt, ohne 
dass man ein neues Gesetz zu publiciren hätte. Ich will 
denselben nicht unerwähnt lassen, obgleich wol kaum zu 
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hoffen ist, dass er eingeschlagen wird. Man muss dabei 
einen anderen Ausgangspunkt wählen. Bisher hat man 
das Disciplinarverfahren als eine Abart des Strafverfahrens 
angesehen. Nun hat Laband^), auf dessen Ausführungen 
ich hier verweise, m. E. überzeugenti ausgeführt, dass 
„man den Begriff des Disciplinarrechts nicht im Gegensatz 
und in der Vergleichung zum Strafrecht, sondern zum 
Privatrecht suchen" muss. „Er fällt zusatnmen mit dem 
Gegensatz der obligatorischen Vertragsverhältnisse und der 
Gewaltverhältnisse." Die Disciplinarstrafe tritt an Stelle 
der Contractsklage auf Leistung. Handelt es sich nun 
darum, die Erfüllung der Zeugnisspfiicht im Disciplinar- 
verfahren zu erzwingen, so würden nicht die Bestimmungen 
der St-P.-O., sondern die §5- 345 "^^ 355 ^'^J C.-P.-O. 
anzuwenden sein, Inhalt und Umfang der Zeugnisspflicht 
aber unverändert bleiben. 

Meine Skizze des Rechtszustandes hinsichtlich des 
Zeugnisszwanges nach dem künftigen gemeinen Rechte 
ist hiermit vollendet. Es lag ausserhalb der Aufgabe, 
welche ich in dieser Schrift zu lösen beabsichtigte, noch 
einzugehen auf die Anwendung des Zeugnisszwanges gegen 
Militärpersonen.**) Ich will nur noch darauf aufmerksam 
machen, dass §. 8 des Einf Ges. zur St-P.-O. auf den Fall 
Anwendung findet, wenn beispielsweise im Gebiete der 
preussischen Cr.-O. ein Zeuge am Tage des Inkrafttretens 
der deutschen St.-P.-O. wegen Verweigerung des Zeug- 
nisses sich in Haft befindet. Da von diesem Tage an 
die Vorschriften der St.-P.-O. massgebend sipd, so muss 
der Zeuge aus der Haft entlassen werden, wenn dieselbe 
bereits sechs Monate oder sechs Wochen gedauert hat 
oder das Verfahren in der Instanz beendigt ist. Ist dies 



♦) Staatsrecht des Deutschen Reiches, Bd. I (1876), S. 447 ff. 

*♦) Vgl. St..P.-0. §. 50, Abs. 4, §. 69, Abs. 5 ; C.-P.-O. §. 345, 
Abs. 4, §.355, Abs. 4. 
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nicht der Fall, so kann die Haft noch länger vollstreckt 
werden. Hieran wird auch dadurch nichts geändert, deiss 
nach der deutschen St.-P.-0. die Haft als Zwangsmittel 
nur anzuwenden ist, wenn der Zeuge bereits wegen Ver- 
weigerung des Zeugnisses bestraft ist. Die Bestrafung 
kann aber unter keiner Bedingung nachgeholt werden. 
Obwol die Bestimmung über die Bestrafung des Zeugen 
in der St.-P.-O. steht, ist hier §. 2 des deutschen St.-G.-B. 
anzuwenden. 



VI. 

Und nun noch einige Worte über die Verweigerung 
der Eidesleistung. Sie beziehen sich zunächst zwar nur 
auf den ^eugeneid, allein sie passen auf den Eid im all- 
gemeinen. 

Der Eid, welchen der Zeuge*) zu schwören hat, 
beginnt mit den Worten : 

„Ich schwöre bei Gott dem Allmächtigen und 
Allwissenden" 
und schliesst mit den Worten : 

„So wahr mir Gott helfe." 
Diese Formel ist unverändert aus den Entwürfen in die 
deutschen Justiz- Gesetze übergegangen Bei der Berathung 
des Entwurfes der C-P.-O. in der Justiz- Commission des 
Reichtages stellten die Abgeordneten Herz und Gaupp 
den Antrag, die Worte „bei Gott dem Allmächtigen und 
Allwissenden" zu streichen., Es sei nicht angemessen, so 
sagte der Abg. Herz, der Gottheit bestimmte Prädikate 
beizulegen, sie gewissermassen zu definiren. Mit dem- 
selben Rechte könnten ihr noch viele andere Prädikate . 



*) Bei dem Eide, welchen Schöffen und Geschworene zu leisten 
haben, spricht der Vorsitzende die Anfangsworte : „Sie schwören u. s. w." 
und der Schöffe und Geschworene nur -die Schlussworte: „Ich schwöre 
es, so wahr mir Gott helfe." 



beigelegt werden. Die obige Eidesformel führe zum 
Gewissenszwang. Und der Abg. Gaupp sprach sich in 
gleichem Sinne aus, er hielt den Staat nicht (ur berechtigt, 
dem Gewissen einen solchen Zwang aufzuerlegen ; es liege 
hierin ein Eingriff in die verfassungsmässig garantirte 
Gewissensfreiheit.') Auf die religiöse Seite des Eides 
wurde jedoch im Laufe der Verhandlungen nicht weiter 
eingegangen und der gestellte Antrag abgelehnt. Für 
die beiden Processordnungen und das G.-V.-G. beantragte 
der Abg. Baumgarten im Reichstage, zu den betreffenden 
Paragraphen folgenden Zusatz hinzuzufügen : 

„Wenn ein Schwurpflichtiger vor dem Richter er- 
klärt, dass er die Worte : „bei Gott dem Allmächtigen 
Und Allwissenden" und „so wahr mir Gott helfe" 
Gewissenshalber nicht als seine eigenen sprechen könne, 
so ist derselbe befugt, den Eid zu leisten mit den 
Worten ; „ich schwöre". 
Da der Antragsteller seine Anträge") zurückzog, 
kam es nicht zu einer Debatte. Dass dieselben aber 
auch keine Annahme gefunden hätten, unterliegt nicht 
dem geringsten Bedenken. 

Von jedem, der einen Eid zu leisten hat, wird daher 
der Eid in der mitgetheilten Formel verlangt, er müsste 
denn zu einer Religionsgesellschaft gehören, welcher das 
Gesetz den Gebrauch gewisser Betheuerungsformeln an 
Stelle des Eides gestattet. Die Frage, welchen Religions- 
gesellschaften dies gestattet ist, muss nach Landesrecht 
beantwortet werden, *") 

*) Vgl. Protokolle der Juslii-Commisslon des Reichstages, betr. 
■ die Beraihnng der C.-P.-O. (1876), S. 189 f.' 

*•) Zusatz- Anträge Nr. 131 — 134, abgedruckt in den stenogr. Be- 
liebten über die Verhandl. des deutschen Reichst ages , Session 1876, 
Bd. 111, ö. 867. 

•••) Vgl. TkudUkum, Deutsches Kirchenreeht des neunzehnten Jahr- 
hunderts, Bd. I (1877), S. 117 ff. 
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Wer die Eidesleistung, gleichviel aus welchen Motiven, 
verweigert, wird ebenso behandelt, als ob er das Zeugniss 
überhaupt nicht ablegen will.*) 

Es kommt nicht oft vor, dass der Zeuge zwar bereit 
ist, auszusagen, aber nicht den Eid zu leisten. Wären 
unsere religiösen Zustände nicht so durchaus unwahr , so 
müsste die Verweigerung der Eidesleistung täglich vor- 
kommen. Auch beweist man selbst den wenigen Fällen 
nicht die Theilnahme, die sie verdienen. Die Tagespresse 
hat keine Veranlassung, sich öfter und gründlicher mit 
diesem Gegenstande zu beschäftigen, da das Opfer des 
Zeugnisszwanges in dieser Hinsicht nicht unter den Jouf- 
nalisten zu suchen ist. Allein es wäre ein Irrthum, wenn 
man die Tagespresse hier als Vertreterin der öffentlichen 
Meinung gelten lassien wollte. Wir sind bereits so weit 
gekommen, dass wir es nicht mehr begreifen, wenn jemand 
aus religiösen Bedenken den Eid verweigert, nur darüber 
wundern wir uns, dass er dies überhaupt noch der Mühe 
werth hält. Und wer trägt die Schuld an diesem Zu- 
stande? Lediglich der Staat. Man kann heute von dem 
einzelnen Staatsbürger nicht verlangen, dass er sich für 
seinen Glauben oder Unglauben bestrafen lässt. Eine 
Besserung kann nur dadurch eintreten, dass über die 
Eidesleistung Gesetze erlassen werden, welche den Grund- 
sätzen des modernen Staatsrechts mehr entsprechen als 
die heute geltenden. 

Bei der Festsetzung der gesetzlichen Bestimmungen 
über diesen Gegenstand muss man davon ausgehen, dass 
der moderne Staat an ßich nicht blos confessionslos ist, 
was man jetzt schon allgemein zugibt, sondern mit der 
Religion durchaus nichts zu thun hat. Den Klagen über 

*) Eine besondere Bestimmung enthält die C.-P.-O. noch für den 
Fall, wenn ein Schuldner den Offenbarungseid zu leisten verweigert. Das 
Gericht kann in diesem Falle Haft anordnen, vgl. hierüber C,-P.-0. 
§. 782 ff. 
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die Entchristlichung des Staates fehlt jeder Boden. In 
dem modernen Staate soll Raum sein für Gläubige und 
Ungläubige, Christen und Nichtchristen. Das Verhältniss 
von Staat und Kirche kann auch nur richtig gelöst 
werden, nachdem man erst das Verhältniss des Staates 
zu der Religion und den Religionsgesellschaften überhaupt 
geregelt hat. 

Wir haben auch bereits eine Anzahl Gesetze, welchen 
die richtige Ansicht zu Grunde liegt. So sind die bürger- 
lichen und ein Theil*) der staatsbürgerlichen Rechte 
unabhängig von dem religiösen Bekenntniss. Es kann 
jeniand Schöffe oder Geschworener sein, auch wenn er 
gar nichts glaubt, denn der Eid, welchen er vor seiner 
Dienstleistung zu schwören hat, kann nicht erzwungen 
werden j auch kann keine Bestrafung wegen Eidesver- 
weigerung in diesem Falle nach den Justiz- Gesetzen ein- 
treten. Vielleicht hat man dies übersehen, aber nach 
JJ. 138 des St-G.-B. wird nur die Vorschützung einer 
unwahren Thatsache als Entschuldigungsgrund mit Strafe 
bedroht Und die §§. 56 und 96 des G.-V-G. beziehen 
sich nur auf den Fall, wenn ein Zeuge oder Geschworener 
sich nicht rechtzeitig einfindet oder seinen Obliegenheiten 
in anderer Weise sich entzieht. Dass von einer Ent- 
ziehung in dem Falle nicht geredet werden kann, wenn 
aus religiösen Bedenken der Eid verweigert wird, ist 
nicht anzufechten Der moderne Staatsbürger wird ferner 
nicht gezwungen, ein Kind taufen, eine Ehe kirchlich 
einsegnen zu lassen. Der Austritt aus einer Religions- 
gesellschaft ist gestattet, ohne dass man sich einer neuen 
anzuschliessen braucht. Das Begräbnisswesen muss binnen 
kurzem anders geregelt werden. Es ist also möglich, 
dass ein Staatsbürger, wenn er nicht gerade Beamter 



*) Eine Beschränkung der staatsbürgerlichen Rechte ist insofern 
vorhanden, als von den Beamten ein Diensteid gefordert wird. 
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werden will, sich sein Leben in religiöser Beziehung nach 
freiem Ermessen gestaltet, nur muss er vermeiden, dass 
er als Zeuge vorgeladen werden kann. Sobald dieser 
Fall eintritt, zeigt sich sofort die Mangelhaftigkeit unserer 
Gesetzgebung. 

Betrachten wir nun einmal den Fall, dass ein Staats- 
bürger als Zeuge vorgeladen wird ! Er leistet der Vor- 
ladung Folge. Die Generalfragen werden an ihn gestellt. 
Nicht gerade angenehm kann er durch die Frage berührt 
werden, ob er mit dem Angeklagten verwandt oder ver- 
schwägert sei. Die Beantwortung der Frage nach dem 
Religionsbekenntniss verweigert er anfänglich dem Richter, 
weil er diese Frage nicht für gesetzlich zulässig hält, 
endlich antwortet er jedoch, dass er confessionslos sei. 
Höchlichst erstaunt ist der Zeuge darüber, dass er öffent- 
lich gestehen muss, er sei schon bestraft. Auch hier 
wollte der Zeuge erst die Antwort verweigern , weil er 
der Ansicht war, nach den Justiz - Gesetzen müsse jeder 
berechtigt sein, die Auskunft auf solche Fragen zu ver- 
weigern, deren Beantwortung ihm zur Schande gereicht. 
Allein der Zeuge fand keine gesetzliche Bestimmung, auf 
. die er sich hätte berufen können. Nun kommt es zur 
Eidesleistung. Der Zeuge verweigert den Eid aus reli- 
giösen Bedenken, sei es nun, weil er den Eid in der vor- 
geschriebenen Form oder den Eid überhaupt nicht leisten 
kann, oder mit andern Worten, weil er das nicht glaubt, 
was man bei der Eidesleistung glauben muss. Es treten 
dann wegen Verweigerung der Eidesleistung die bereits er- 
wähnten Folgen ein. Und wenn uns nun ein Zeuge fragen 
sollte, wie ein solcher Zustand zu nennen ist, so können 
wir ihm nur sagen, dass wir übereingekommen sind, 
diesen Zustand officiell bis auf weiteres Gewissens- 
freiheit zu nennen. Andere sprechen in diesem Falle 
von Glaubenszwang. „0 giura nel nonie di Dio^ o va in 
prigione,^*' Diese Worte, welche im italienischen Senate 
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bei der Berathung des Gesetzes "*) vom 30. Juni 1876 
fielen, bezeichnen den Zustand kurz und treffend Der 
Staat bekümmert sich um den Glauben des einzelnen in 
keiner Weise, bei dem Zeugniss verlangt er aber, dass 
der Zeuge an den persönlichen Gott glaubt und sucht 
durch Zwangsmittel diesen Glauben zum Ausdruck zu 
bringen. 

Dass hier eine Aenderung möglichst bald eintreten 
muss, ist nicht zu bestreiten. Die Aenderungen ergeben 
sich von selbst, wenn man sich vergegenwärtigt, wie sich 
die Staatsbürger dem Eide gegenüber verhalten. 

Ein Theil der Staatsbürger entspricht den Voraus- 
setzungen, von denen man bei der Eidesleistung ausgehen 
muss ; sie glauben an den persönlichen Gott, der die oben 
erwähnten Eigenschaften besitzt, an die hirnmlischen Stra- 
fen, die der falsche Eid nach sich zieht. Einem anderen 
Theil der Staatsbürger fehlt dieser Glaube, sie leisten den 
Eid, um die Bestrafung zu vermeiden, und der Staat 
begnügt sich bei ihnen mit dem Hersagen von Worten 
ohne jeden Inhalt. Ein dritter Theil ist zu gewissenhaft, 
um solchen Missbrauch mit religiösen Einrichtungen und 
mit sich treiben zu lassen, und erduldet die gesetzlichen 
Folgen der Verweigerung der Eidesleistung. Leider ist 
dieser dritte Theil der Staatsbürger noch verschwindend klein. 

Die Gewissensfreiheit im richtigen Sinne ist nicht blos 
einigen, sondern allen Staatsbürgern gewährleistet. Es 
darf daher keiner zu einer religiösen Handlung gezwungen 
werden. Die consequente Durchfuhrung des Satzes, dass 
der Staat an sich religionslos ist, führt zur Abschaffung 
des Eides. Diese Ansicht hat' bei uns auch nicht die 
geringste Aussicht auf ReaUsirung. Behält man dagegen 
den Eid bei und ändert die Eidesformel dahin ab, dass 



*) Durch dieses Gesetz wurde die Eidesformel abgeändert; vergl. 
hierüber Rivista penale vol. III, p. 468 ff., vol. V, p. 87 ff. 
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man nur die Worte „ich schwöre" gebrauchen lässt, so 
genügt diese Aenderung auch für diejenigen, welche zwar 
nicht an einen persönlichen Gott glauben , aber doch 
Religion haben. Es würde dann nur noch für diejenigen 
zu sorgen sein, welche die Eidesleistung überhaupt ver- 
werfen. *) Ueber eine Form, durch welche hier die Aus- 
sage zu bekräftigen ist, würde leicht eine Einigung zu 
erzielen sein. 

Möchte doch der letzte Rest des Glaubenszwanges 
bei uns recht bald verschwinden und die Gewissensfreiheit 
wirklich für alle Staatsbürger gewährleistet sein! 



*) Selbst das englische Recht kennt in diesen Fällen eine Befreiung 
von der Eidesleistung ; vgl. hierüber von Liszt, die falsche Aussage vor 
Gericht oder öffentlicher Behörde (1877), S. 96. 
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